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Artikel 11)

Hessisches Verfassungsschutzgesetz
(HVSG)
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§ 3 Begriffsbestimmungen
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Befugnisse des Landesamts
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§ 5 Informationserhebung mit nachrich-
tendienstlichen Mitteln

§ 6 Überwachung des Brief-, Post- und
Fernmeldeverkehrs und der Tele-
kommunikation

§ 7 Verdeckter Einsatz technischer Mit-
tel zur Wohnraumüberwachung

§ 8 Verfahren bei Maßnahmen nach § 7

§ 9 Ortung von Mobilfunkendgeräten

§ 10 Besondere Auskunftsersuchen

§ 11 Observation

§ 12 Verdeckte Mitarbeiterinnen und
Verdeckte Mitarbeiter

§ 13 Vertrauensleute

§ 14 Schranken nachrichtendienstlicher
Mittel

DRITTER TEIL

Verarbeitung personenbezogener Daten

§ 15 Geltung datenschutzrechtlicher Vor-
schriften

§ 16 Speicherung, Berichtigung, Lö-
schung und Verarbeitungsein-
schränkung

§ 17 Zweckbindung

§ 18 Informationsübermittlung durch öf-
fentliche Stellen an das Landesamt

§ 19 Informationsübermittlung durch das
Landesamt an übergeordnete Be-
hörden

§ 20 Informationsübermittlung durch das
Landesamt innerhalb des öffentli-
chen Bereichs

§ 21 Informationsübermittlung durch das
Landesamt an Stationierungsstreit-
kräfte und an ausländische öffentli-
che Stellen

§ 22 Informationsübermittlung durch das
Landesamt an Stellen außerhalb des
öffentlichen Bereichs

§ 23 Übermittlungsverbote

§ 24 Minderjährigenschutz

§ 25 Nachberichtspflicht

§ 26 Auskunft

§ 27 Dateianordnungen

VIERTER TEIL

Schlussvorschriften

§ 28 Einschränkung von Grundrechten

§ 29 Aufhebung bisherigen Rechts

§ 30 Inkrafttreten

PRÄAMBEL

Der Verfassungsschutz dient dem
Schutz der freiheitlichen demokratischen
Grundordnung. Er ist Dienstleister der
Demokratie und hält insbesondere die
analytischen Kompetenzen zur Beurtei-
lung jener Gefahren vor, die Demokratie
und Menschenrechten durch extremisti-
sche Bestrebungen drohen. Er tauscht
sich mit Wissenschaft und Gesellschaft
aus. Hierzu gehört auch der öffentliche
Diskurs. Er berücksichtigt gesellschaftli-
che Vielfalt und gesellschaftliche Ent-
wicklungen.

ERSTER TEIL

Organisation und Aufgaben
des Landesamts

§ 1

Organisation des Landesamts

(1) Das Landesamt für Verfassungs-
schutz (Landesamt) untersteht als obere
Landesbehörde dem für den Verfassungs-
schutz zuständigen Ministerium. Es darf
mit Polizeidienststellen organisatorisch
nicht verbunden werden.

(2) Verfassungsschutzbehörden ande-
rer Länder dürfen in Hessen nur im Ein-
vernehmen, das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz nur im Benehmen mit dem
Landesamt tätig werden. Das Landesamt
darf in anderen Ländern nur tätig wer-
den, soweit die Rechtsvorschriften der an-
deren Länder dies zulassen.
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§ 2

Aufgaben des Landesamts

(1) Das Landesamt ist zuständig für die
Zusammenarbeit Hessens mit dem Bund
und den anderen Ländern in Angelegen-
heiten des Verfassungsschutzes. Aufgabe
des Landesamts ist es, es den zuständigen
Stellen zu ermöglichen, rechtzeitig die er-
forderlichen Maßnahmen zur Abwehr von
Gefahren für die freiheitliche demokrati-
sche Grundordnung, den Bestand und die
Sicherheit des Bundes und der Länder zu
treffen. Das Landesamt hat auch die Auf-
gabe, den in Abs. 2 genannten Bestre-
bungen und Tätigkeiten durch Informati-
on, Aufklärung und Beratung entgegen-
zuwirken und vorzubeugen (Prävention).
Zur Aufklärung der Öffentlichkeit erstellt
das Landesamt mindestens einmal jähr-
lich einen Bericht über Bestrebungen und
Tätigkeiten nach Abs. 2 oder tatsächliche
Anhaltspunkte hierfür. Der Bericht wird
von dem für den Verfassungsschutz zu-
ständigen Ministerium herausgegeben
und auf der Internetseite des Landesamts
für fünf Jahre bereitgestellt.

(2) Aufgabe des Landesamts ist die
Sammlung und Auswertung von Informa-
tionen, insbesondere von sach- und per-
sonenbezogenen Auskünften, Nachrich-
ten und Unterlagen, über

1. Bestrebungen, die gegen die freiheit-
liche demokratische Grundordnung,
den Bestand oder die Sicherheit des
Bundes oder eines Landes gerichtet
sind oder die eine ungesetzliche Be-
einträchtigung der Amtsführung der
Verfassungsorgane des Bundes oder
eines Landes oder ihrer Mitglieder
zum Ziel haben,

2. sicherheitsgefährdende oder geheim-
dienstliche Tätigkeiten im Geltungs-
bereich des Grundgesetzes für eine
fremde Macht,

3. Bestrebungen im Geltungsbereich
des Grundgesetzes, die durch An-
wendung von Gewalt oder darauf ge-
richtete Vorbereitungshandlungen
auswärtige Belange der Bundesrepu-
blik Deutschland gefährden,

4. Bestrebungen im Geltungsbereich
des Grundgesetzes, die gegen den
Gedanken der Völkerverständigung
(Art. 9 Abs. 2 des Grundgesetzes),
insbesondere gegen das friedliche
Zusammenleben der Völker (Art. 26
Abs. 1 des Grundgesetzes), gerichtet
sind,

5. Bestrebungen und Tätigkeiten der
Organisierten Kriminalität im Gel-
tungsbereich des Grundgesetzes.

(3) Das Landesamt wirkt mit bei Si-
cherheitsüberprüfungen und Überprüfun-
gen nach § 3 Abs. 2 Satz 1 des Bundes-
verfassungsschutzgesetzes vom 20. De-
zember 1990 (BGBl. I S. 2954, 2970), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 16. Juni
2017 (BGBl. I S. 1634).

(4) Das Landesamt ist zuständig für Si-
cherheitsüberprüfungen nach § 2 Abs. 2
Satz 1 Nr. 2 des Gesetzes zur Beschrän-

kung des Brief-, Post- und Fernmeldege-
heimnisses (Artikel 10-Gesetz) vom 
26. Juni 2001 (BGBl. I S. 1254, 2998), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 17. Au-
gust 2017 (BGBl. I S. 3202).

§ 3

Begriffsbestimmungen

(1) Die Begriffsbestimmungen des § 4
Abs. 1 Satz 1, 2 und 4 sowie Abs. 2 des
Bundesverfassungsschutzgesetzes finden
Anwendung.

(2) Organisierte Kriminalität im Sinne
dieses Gesetzes ist die von Gewinn- oder
Machtstreben bestimmte planmäßige Be-
gehung von Straftaten, die einzeln oder in
ihrer Gesamtheit von erheblicher Bedeu-
tung für die Rechtsordnung sind, durch
mehr als zwei Beteiligte, die auf längere
oder unbestimmte Dauer arbeitsteilig tä-
tig werden

1. unter Verwendung gewerblicher oder
geschäftsähnlicher Strukturen,

2. unter Anwendung von Gewalt oder
durch entsprechende Drohung oder

3. unter Einflussnahme auf Politik, Ver-
waltung, Justiz, Medien oder Wirt-
schaft.

ZWEITER TEIL

Befugnisse des Landesamts

§ 4

Informationserhebung

(1) Das Landesamt darf die zur Erfül-
lung seiner Aufgaben nach § 2 Abs. 1 und
2 erforderlichen Informationen erheben
und verarbeiten. Einzelheiten zum Um-
gang mit den erhobenen Informationen
regelt eine von dem für den Verfassungs-
schutz zuständigen Ministerium zu erlas-
sende Dienstvorschrift.

(2) Das Landesamt darf personenbezo-
gene Daten aus allgemein zugänglichen
Quellen erheben und verarbeiten, um zu
prüfen, ob tatsächliche Anhaltspunkte für
Bestrebungen oder Tätigkeiten nach § 2
Abs. 2 vorliegen.

(3) Liegen bei der betroffenen Person
tatsächliche Anhaltspunkte für Bestre-
bungen oder Tätigkeiten nach § 2 Abs. 2
vor oder wird das Landesamt nach § 2
Abs. 3 oder 4 tätig, darf es Auskünfte bei
öffentlichen Stellen oder Dritten einholen,
wenn die Daten

1. nicht aus allgemein zugänglichen
Quellen,

2. nur mit übermäßigem Aufwand oder

3. nur durch eine die betroffene Person
stärker belastende Maßnahme

erhoben werden können. Würde durch
die Erhebung von Auskünften nach 
Satz 1 der Zweck der Maßnahme gefähr-
det oder die betroffene Person unverhält-
nismäßig beeinträchtigt, darf das Landes-
amt Akten und Register öffentlicher Stel-
len einsehen. Im Übrigen gilt § 18.
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(4) Das Landesamt muss Ersuchen auf
Auskunft oder Einsicht nicht begründen,
soweit dies dem Schutz der betroffenen
Person dient oder eine Begründung den
Zweck der Maßnahme gefährden würde.
Es hat die Ersuchen aktenkundig zu ma-
chen. Über die Einsichtnahme nach 
Abs. 3 Satz 2 hat das Landesamt einen
Nachweis zu führen, aus dem der Zweck,
die ersuchte Behörde und die Aktenfund-
stelle hervorgehen. Der Nachweis ist ge-
sondert aufzubewahren, gegen unberech-
tigten Zugriff zu sichern und am Ende des
Kalenderjahres, das dem Jahr seiner Er-
stellung folgt, zu vernichten.

(5) Zur Beantwortung von Übermitt-
lungsersuchen nach § 20 Abs. 1 Nr. 2 darf
das Landesamt personenbezogene Daten
nur erheben, soweit dies zur Überprüfung
der dem Landesamt bereits vorliegenden
Informationen erforderlich ist. Abs. 3
bleibt unberührt.

(6) Werden Daten bei der betroffenen
Person oder bei Dritten außerhalb des öf-
fentlichen Bereichs offen erhoben, so sind
die Befragten auf die Freiwilligkeit ihrer
Angaben hinzuweisen. Gegenüber der
betroffenen Person ist der Erhebungs-
zweck anzugeben. Die Befragten sind bei
einer Sicherheitsüberprüfung nach § 2
Abs. 3 oder 4 auf eine dienst-, arbeits-
rechtliche oder sonstige vertragliche Mit-
wirkungspflicht hinzuweisen.

(7) Ein Ersuchen des Landesamts um
Übermittlung personenbezogener Daten
darf nur diejenigen personenbezogenen
Daten enthalten, die für die Erteilung der
Auskunft unerlässlich sind. Schutzwürdi-
ge Interessen der betroffenen Person dür-
fen nur in unvermeidbarem Umfang be-
einträchtigt werden.

(8) Zur Aufgabenerfüllung nach § 2
dürfen personenbezogene Daten von Per-
sonen, bei denen keine tatsächlichen An-
haltspunkte dafür vorliegen, dass sie
selbst Bestrebungen oder Tätigkeiten im
Sinne des § 2 Abs. 2 nachgehen (Unbetei-
ligte), nur erhoben, verarbeitet oder ge-
nutzt werden, wenn

1. dies für die Erforschung von Bestre-
bungen oder Tätigkeiten nach § 2
Abs. 2 vorübergehend erforderlich ist,

2. die Erforschung des Sachverhalts auf
andere Weise aussichtslos oder we-
sentlich erschwert wäre und

3. überwiegende schutzwürdige Belan-
ge der betroffenen Personen nicht
entgegenstehen.

Personenbezogene Daten Unbeteiligter
dürfen auch erhoben werden, wenn sie
mit zur Aufgabenerfüllung erforderlichen
Informationen untrennbar verbunden
sind.

(9) Daten, die für das Verständnis der
zu speichernden Informationen nicht er-
forderlich sind, sind unverzüglich zu lö-
schen. Dies gilt nicht, wenn die Löschung
nicht oder nur mit unvertretbarem Auf-
wand möglich ist; in diesem Fall dürfen
die Daten nicht verwertet werden.

§ 5

Informationserhebung mit 
nachrichtendienstlichen Mitteln

(1) Das Landesamt darf Informationen
mit nachrichtendienstlichen Mitteln erhe-
ben. Für personenbezogene Daten gilt
dies nur, wenn

1. bei der betroffenen Person tatsächli-
che Anhaltspunkte für Bestrebungen
oder Tätigkeiten nach § 2 Abs. 2 vor-
liegen und anzunehmen ist, dass auf
diese Weise zusätzliche Erkenntnisse
erlangt werden können,

2. tatsächliche Anhaltspunkte dafür vor-
liegen, dass auf diese Weise die zur
Erforschung von Bestrebungen und
Tätigkeiten nach § 2 Abs. 2 erforder-
lichen Quellen gewonnen werden
können,

3. dies zum Schutz der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter, Einrichtungen, Ge-
genstände und Informationsquellen
des Landesamts gegen sicherheitsge-
fährdende oder geheimdienstliche
Tätigkeiten erforderlich ist oder

4. dies zur Überprüfung der Nachrich-
tenehrlichkeit und der Eignung von
Vertrauensleuten erforderlich ist.

(2) Nachrichtendienstliche Mittel sind
Mittel und Methoden, die mittelbar oder
unmittelbar dem von der betroffenen oder
außenstehenden Person nicht erkennba-
ren Erheben von Daten dienen. Als nach-
richtendienstliche Mittel darf das Landes-
amt einsetzen:

1. Überwachung des Brief-, Post- und
Fernmeldeverkehrs im Sinne des 
Art. 10 des Grundgesetzes einschließ-
lich notwendiger Begleitmaßnahmen
nach § 6,

2. technische Mittel zur Wohnraum-
überwachung nach § 7,

3. technische Mittel zur Ortung von Mo-
bilfunkendgeräten nach § 9,

4. besondere Auskunftsersuchen nach 
§ 10 zu

a) den Umständen des Postverkehrs
bei Unternehmen, die geschäfts-
mäßig Postdienstleistungen er-
bringen oder daran mitwirken,

b) Telekommunikationsverbindungs-
und Teledienstenutzungsdaten bei
Unternehmen, die geschäftsmäßig
Telekommunikationsdienste und
Teledienste erbringen oder daran
mitwirken,

c) Daten bei Verkehrsunternehmen,
Betreibern von Computerreservie-
rungssystemen und globalen Dis-
tributionssystemen sowie bei Kre-
ditinstituten, Finanzdienstleis-
tungsinstituten und Finanzunter-
nehmen,

5. Observation nach § 11,

6. Verdeckte Mitarbeiterinnen, Ver-
deckte Mitarbeiter und Vertrauens-
leute nach den §§ 12 und 13,
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7. verdeckte Ermittlungen und Befra-
gungen,

8. Ton- und Bildaufzeichnungen außer-
halb der Schutzbereiche der Art. 10
und 13 des Grundgesetzes mit und
ohne Inanspruchnahme technischer
Mittel,

9. Tarnmittel,

10. Funkbeobachtungen,

11. Beobachtung des Internets; dies bein-
haltet auch die verdeckte Teilnahme
an der im Internet geführten Kommu-
nikation, insbesondere in Foren und
elektronischen Kommunikationsplatt-
formen.

(3) In den Fällen des Abs. 1 Satz 2 
Nr. 1 und 3 dürfen nachrichtendienstliche
Mittel nicht gezielt gegen Unbeteiligte
eingesetzt werden; im Übrigen gilt § 4
Abs. 8 Satz 2 und Abs. 9. Einzelheiten re-
gelt das für den Verfassungsschutz zu-
ständige Ministerium durch Dienstvor-
schrift, insbesondere die organisatorische
Zuständigkeit für die Anordnung von In-
formationserhebungen mit nachrichten-
dienstlichen Mitteln. Die Dienstvorschrift
ist der Parlamentarischen Kontrollkom-
mission nach § 1 des Verfassungsschutz-
kontrollgesetzes vom 25. Juni 2018
(GVBl. S. 302, 317) zu übersenden.

(4) Gemeinden, Gemeindeverbände
und die sonstigen der Aufsicht des Lan-
des unterstehenden Körperschaften, An-
stalten und Stiftungen des öffentlichen
Rechts sowie die Gerichte und Staatsan-
waltschaften und das Landesamt leisten
sich gegenseitig Amts- und Rechtshilfe.
Dies gilt insbesondere für die technische
Hilfe bei Tarnmaßnahmen. Polizeiliche
Befugnisse oder Weisungsbefugnisse ste-
hen dem Landesamt nicht zu. Das Lan-
desamt darf auch nicht im Wege der
Amtshilfe Polizeibehörden um Maßnah-
men ersuchen, zu denen es selbst nicht
befugt ist.

(5) Zur Erfüllung von Aufgaben auf-
grund eines Gesetzes nach Art. 73 Nr. 10
Buchst. b und c des Grundgesetzes stehen
dem Landesamt die Befugnisse zu, die es
zur Erfüllung der entsprechenden Aufga-
ben nach diesem Gesetz hat.

§ 6

Überwachung des Brief-, Post- 
und Fernmeldeverkehrs und der Tele-

kommunikation

Die Überwachung des Brief-, Post- und
Fernmeldeverkehrs im Sinne des Art. 10
des Grundgesetzes richtet sich nach dem
Artikel 10-Gesetz mit den in Satz 2 bis 6
bestimmten Maßgaben und dem Hessi-
schen Ausführungsgesetz zum Artikel 10-
Gesetz vom 16. Dezember 1969 (GVBl. I
S. 303), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 27. September 2012 (GVBl. I S. 290),
in der jeweils geltenden Fassung. Dabei
ist § 3a Satz 12 des Artikel 10-Gesetzes
mit der Maßgabe anzuwenden, dass die
Dokumentation sechs Monate nach der

Mitteilung oder nach der Feststellung der
endgültigen Nichtmitteilung nach § 12
Abs. 1 Satz 1 oder 5 des Artikel 10-Geset-
zes zu löschen ist. Ist eine laufende Kon-
trolle nach § 4 Abs. 1 Satz 2 des Hessi-
schen Ausführungsgesetzes zum Artikel
10-Gesetz durch die G 10-Kommission
noch nicht beendet, ist die Dokumentati-
on bis zum Abschluss der laufenden Kon-
trolle aufzubewahren. § 3b des Artikel 10-
Gesetzes ist mit der Maßgabe anzuwen-
den, dass sich § 3b Abs. 1 des Artikel 10-
Gesetzes auch auf Rechtsanwältinnen
und Rechtsanwälte erstreckt, die in ande-
ren Mandatsverhältnissen als der Straf-
verteidigung tätig sind, auf Kammer-
rechtsbeistände sowie auf deren Berufs-
helfer nach § 53a der Strafprozessord-
nung.  § 4 Abs. 1 Satz 5 des Artikel 10-
Gesetzes ist mit der Maßgabe anzuwen-
den, dass die Protokolldaten sechs Mona-
te nach der Mitteilung oder nach der
Feststellung der endgültigen Nichtmittei-
lung nach § 12 Abs. 1 Satz 1 oder 5 des
Artikel 10-Gesetzes zu löschen sind. § 4
Abs. 1 Satz 6 des Artikel 10-Gesetzes ist
mit der Maßgabe anzuwenden, dass die
Löschung der Daten auch unterbleibt, so-
weit die Daten für eine Nachprüfung der
Rechtmäßigkeit der Beschränkungsmaß-
nahme nach § 4 Abs. 1 Satz 2 des Hessi-
schen Ausführungsgesetzes zum Artikel
10-Gesetz durch die G 10-Kommission
von Bedeutung sein können.

§ 7

Verdeckter Einsatz technischer 
Mittel zur Wohnraumüberwachung

(1) Das Landesamt darf bei der Erhe-
bung personenbezogener Daten in einer
Wohnung verdeckt technische Mittel ein-
setzen, um das nichtöffentlich gesproche-
ne Wort abzuhören und aufzuzeichnen
sowie Bildaufnahmen und Bildaufzeich-
nungen herzustellen, wenn tatsächliche
Anhaltspunkte vorliegen für eine konkre-
tisierte dringende Gefahr für

1. den Bestand oder die Sicherheit des
Bundes oder eines Landes,

2. Leib, Leben oder Freiheit einer Per-
son oder

3. solche Güter der Allgemeinheit, de-
ren Bedrohung die Grundlagen oder
den Bestand des Bundes oder eines
Landes oder die Grundlagen der
Existenz der Menschen berührt.

(2) Die Anordnung einer Wohnraum-
überwachung ist nur zulässig, wenn die
Erforschung des Sachverhalts auf andere
Weise aussichtlos oder wesentlich er-
schwert wäre. Die Maßnahme darf sich
nur gegen eine Person richten, von der
aufgrund tatsächlicher Anhaltspunkte an-
zunehmen ist, dass sie für die Gefahr ver-
antwortlich ist (Zielperson), und nur in
deren Wohnung durchgeführt werden. In
der Wohnung einer anderen Person ist die
Maßnahme nur zulässig, wenn tatsächli-
che Anhaltspunkte bestehen, dass sich
die Zielperson dort zur Zeit der Maßnah-
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me aufhält, sich dort für die Erforschung
des Sachverhalts relevante Informationen
ergeben werden und der Zweck der Maß-
nahme nicht allein unter Beschränkung
auf die Wohnung der Zielperson zu errei-
chen ist. Die Maßnahme darf auch durch-
geführt werden, wenn andere Personen
unvermeidbar betroffen werden.

(3) Im Antrag auf eine richterliche An-
ordnung nach § 8 Abs. 1 sind anzugeben:

1. die Person, gegen die sich die Maß-
nahme richtet, soweit möglich, mit
Name und Anschrift,

2. die zu überwachende Wohnung oder
die zu überwachenden Wohnräume,

3. Art, Umfang und Dauer der Maßnah-
me,

4. der Sachverhalt sowie

5. eine Begründung.

(4) Die Maßnahme ist unzulässig, so-
weit tatsächliche Anhaltspunkte dafür
vorliegen, dass durch sie allein Erkennt-
nisse gewonnen werden würden

1. aus dem Kernbereich privater Le-
bensgestaltung oder

2. bei einer Rechtsanwältin, einem
Rechtsanwalt, einem Kammerrechts-
beistand, einer der in § 53 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1, 2 oder 4 der Strafpro-
zessordnung genannten Person oder
einer diesen nach § 53a Abs. 1 Satz 1
der Strafprozessordnung gleichste-
henden Person, über die der Berufs-
geheimnisträger das Zeugnis verwei-
gern dürfte.

Erfolgen Maßnahmen bei einem der im
Übrigen in § 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 bis 3b
oder 5 der Strafprozessordnung genann-
ten Berufsgeheimnisträger oder einer die-
sen nach § 53a Abs. 1 Satz 1 der Strafpro-
zessordnung gleichstehenden Person,
sind das öffentliche Interesse an den von
dem Berufsgeheimnisträger wahrgenom-
menen Aufgaben und das Interesse an
der Geheimhaltung der diesem anver-
trauten oder bekannt gewordenen Tatsa-
chen besonders zu berücksichtigen. 
Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 gelten nicht bei
Maßnahmen zur Aufklärung von eigenen
Bestrebungen oder Tätigkeiten der ge-
nannten zeugnisverweigerungsberechtig-
ten Personen.

(5) Ergeben sich während der Überwa-
chung tatsächliche Anhaltspunkte im Sin-
ne von Abs. 4 Satz 1, ist die Maßnahme
unverzüglich zu unterbrechen, sobald
dies ohne Gefährdung eingesetzter Perso-
nen möglich ist. Bestehen insoweit Zwei-
fel, darf nur eine automatische Aufzeich-
nung fortgesetzt werden. Sind das Abhö-
ren und Beobachten nach Satz 1 unter-
brochen worden, so darf die Maßnahme
fortgeführt werden, wenn keine Anhalts-
punkte nach Abs. 4 Satz 1 vorliegen. Er-
kenntnisse, die durch eine Maßnahme
nach Abs. 1 erlangt worden sind, sind
dem für die Anordnung zuständigen Ge-
richt unverzüglich vorzulegen. Das Ge-
richt entscheidet unverzüglich über die
Verwertbarkeit oder Löschung. Soweit Er-

kenntnisse im Sinne von Abs. 4 Satz 1
durch eine Maßnahme nach Abs. 1 er-
langt worden sind, dürfen sie nicht ver-
wertet werden. Aufzeichnungen hierüber
sind unverzüglich zu löschen. Die Tatsa-
chen der Erfassung der Daten und der Lö-
schung sind zu dokumentieren. Die Do-
kumentation darf ausschließlich für Zwe-
cke der Datenschutzkontrolle verwendet
werden. Die Dokumentation ist sechs Mo-
nate nach der Mitteilung oder nach Ertei-
lung der gerichtlichen Zustimmung zur
Feststellung der endgültigen Nichtmittei-
lung nach § 8 Abs. 4 zu löschen.

(6) Bei Gefahr im Verzug können die
Erkenntnisse, die durch eine Maßnahme
nach Abs. 1 erlangt worden sind, unter
Aufsicht einer oder eines Bediensteten,
die oder der die Befähigung zum Richter-
amt hat, gesichtet werden. Die oder der
Bedienstete entscheidet im Benehmen mit
der oder dem Datenschutzbeauftragten
des Landesamts über eine vorläufige Ver-
wertung der Erkenntnisse. Die Bedienste-
ten sind zur Verschwiegenheit über die
ihnen bekannt gewordenen Erkenntnisse,
die nicht verwertet werden dürfen, ver-
pflichtet. Die gerichtliche Entscheidung
nach Abs. 5 Satz 4 und 5 ist unverzüglich
nachzuholen.

§ 8

Verfahren bei Maßnahmen nach § 7

(1) Der Einsatz technischer Mittel nach
§ 7 bedarf einer richterlichen Anordnung.
Die Anordnung ergeht schriftlich. Bei Ge-
fahr im Verzug kann die Behördenleitung
oder ihre Vertretung die Anordnung tref-
fen; eine richterliche Entscheidung ist un-
verzüglich nachzuholen. Die Anordnung
ist auf höchstens einen Monat zu befris-
ten. Verlängerungen um jeweils nicht
mehr als einen weiteren Monat sind zu-
lässig, soweit die Voraussetzungen der
Anordnung fortbestehen.

(2) Das Landesamt prüft unverzüglich
und sodann in Abständen von höchstens
sechs Monaten, ob die erhobenen perso-
nenbezogenen Daten für seine Aufgaben
nach § 2 Abs. 1 und 2 erforderlich sind.
Soweit die Daten für diese Zwecke nicht
erforderlich sind und nicht für eine Über-
mittlung an andere Stellen benötigt wer-
den, sind sie unverzüglich unter Aufsicht
einer oder eines Bediensteten, die oder
der die Befähigung zum Richteramt hat,
zu löschen. Die Löschung ist zu protokol-
lieren. Die Protokolldaten dürfen aus-
schließlich zur Durchführung der Daten-
schutzkontrolle verwendet werden. Die
Protokolldaten sind sechs Monate nach
der Mitteilung oder nach Erteilung der
gerichtlichen Zustimmung zur Feststel-
lung der endgültigen Nichtmitteilung
nach Abs. 4 zu löschen. Die Löschung der
Daten unterbleibt, soweit die Daten für
eine Mitteilung nach Abs. 4 oder für eine
gerichtliche Überprüfung der Rechtmä-
ßigkeit der Maßnahme von Bedeutung
sein können. In diesem Fall sind die Da-
ten in der Verarbeitung einzuschränken;
sie dürfen nur zu diesen Zwecken ver-
wendet werden.
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(3) Die verbleibenden Daten sind zu
kennzeichnen. Die Behördenleitung oder
ihre Stellvertretung kann anordnen, dass
bei der Übermittlung auf die Kennzeich-
nung verzichtet wird, wenn dies unerläss-
lich ist, um die Geheimhaltung einer
Maßnahme nicht zu gefährden, und das
für die Anordnung zuständige Gericht zu-
gestimmt hat. Bei Gefahr im Verzug kann
die Anordnung bereits vor der Zustim-
mung getroffen werden. Wird die Zustim-
mung versagt, ist die Kennzeichnung
durch den Übermittlungsempfänger un-
verzüglich nachzuholen; die übermitteln-
de Behörde hat ihn hiervon zu unterrich-
ten. Nach einer Übermittlung ist die
Kennzeichnung durch den Empfänger
aufrechtzuerhalten.

(4) Eine Maßnahme nach § 7 ist der be-
troffenen Person nach ihrer Einstellung mit-
zuteilen. Die Mitteilung unterbleibt, solan-
ge eine Gefährdung des Zwecks der Be-
schränkung nicht ausgeschlossen werden
kann oder solange der Eintritt übergreifen-
der Nachteile für das Wohl des Bundes oder
eines Landes absehbar ist. Erfolgt die nach
Satz 2 zurückgestellte Mitteilung nicht bin-
nen zwölf Monaten nach Beendigung der
Maßnahme, bedarf die weitere Zurückstel-
lung der Zustimmung des für die Anord-
nung zuständigen Gerichts. Das Gericht be-
stimmt die Dauer der weiteren Zurückstel-
lung. Einer Mitteilung bedarf es nicht,
wenn das Gericht festgestellt hat, dass

1. eine der Voraussetzungen in Satz 2
auch nach fünf Jahren nach Beendi-
gung der Maßnahme noch vorliegt,

2. sie mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit auch in Zukunft
vorliegt und

3. die Voraussetzungen für eine Lö-
schung sowohl beim Landesamt als
auch beim Empfänger vorliegen.

Eine Mitteilung kann auch auf Dauer un-
terbleiben, wenn überwiegende Interes-
sen einer betroffenen Person entgegen-
stehen oder wenn die Identität oder der
Aufenthaltsort einer betroffenen Person
nur mit unverhältnismäßigem Aufwand
zu ermitteln ist. Die Mitteilung obliegt
dem Landesamt. Wurden personenbezo-
gene Daten übermittelt, erfolgt die Mittei-
lung im Benehmen mit dem Empfänger.

(5) Die aus der Anordnung sich erge-
benden Maßnahmen sind unter Verant-
wortung des Landesamts und unter Auf-
sicht einer oder eines Bediensteten vorzu-
nehmen, die oder der die Befähigung zum
Richteramt hat. Die Maßnahmen sind un-
verzüglich zu beenden, wenn sie nicht
mehr erforderlich sind oder die Vorausset-
zungen der Anordnung nicht mehr vorlie-
gen. Die Beendigung ist dem für die An-
ordnung zuständigen Gericht anzuzeigen.

(6) Personenbezogene Daten aus Maß-
nahmen nach § 7 dürfen nur verwendet
werden

1. zur Abwehr einer drohenden Gefahr
im Sinne von § 7 Abs. 1,

2. wenn tatsächliche Anhaltspunkte für
die dringende Gefahr der Begehung

von besonders schweren Straftaten
im Sinne von § 100b Abs. 2 der Straf-
prozessordnung vorliegen oder

3. zur Verfolgung von Straftaten, zu de-
ren Aufklärung eine solche Maßnah-
me nach den entsprechenden Befug-
nissen der Strafprozessordnung ange-
ordnet werden könnte.

Personenbezogene Daten aus Maßnah-
men nach § 7, die durch Herstellung von
Bildaufnahmen oder Bildaufzeichnungen
erlangt wurden, dürfen nicht zu Strafver-
folgungszwecken weiterverarbeitet wer-
den.

(7) Dient der Einsatz technischer Mittel
nach § 7 ausschließlich dem Schutz der
für den Verfassungsschutz bei einem Ein-
satz in Wohnungen tätigen Personen, er-
folgt die Anordnung abweichend von
Abs. 1 durch die Behördenleitung oder ih-
re Vertretung. Eine anderweitige Verwen-
dung der hierbei erlangten Erkenntnisse
ist nur zulässig, wenn zuvor richterlich
festgestellt wurde, dass die Maßnahme
rechtmäßig ist und die Voraussetzungen
des § 7 Abs. 1 vorliegen; Abs. 1 Satz 3 gilt
entsprechend. Im Übrigen sind die Daten
unverzüglich zu löschen.

(8) Zuständig für die richterlichen Ent-
scheidungen ist das Amtsgericht am Sitz
des Landesamts; über Beschwerden ent-
scheidet das in § 120 Abs. 4 Satz 2 des
Gerichtsverfassungsgesetzes bezeichnete
Gericht. Für das Verfahren gelten die
Vorschriften des Gesetzes über das Ver-
fahren in Familiensachen und in den An-
gelegenheiten der freiwilligen Gerichts-
barkeit vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I
S. 2586, 2587), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2780), in
der jeweils geltenden Fassung entspre-
chend; die Rechtsbeschwerde ist ausge-
schlossen.

§ 9

Ortung von Mobilfunkendgeräten

(1) Das Landesamt darf technische
Mittel zur Ermittlung des Standorts eines
aktiv geschalteten Mobilfunkendgeräts
oder zur Ermittlung der Geräte- oder Kar-
tennummer einsetzen, soweit tatsächliche
Anhaltspunkte für eine schwerwiegende
Gefahr für die von § 2 umfassten Schutz-
güter vorliegen.

(2) § 3 Abs. 2 Satz 1 und 2 und die §§ 9
und 10 Abs. 1 bis 3 des Artikel 10-Geset-
zes gelten entsprechend.

§ 10

Besondere Auskunftsersuchen

(1) Das Landesamt darf im Einzelfall,
soweit dies zur Erfüllung seiner Aufgaben
nach § 2 erforderlich ist, bei denjenigen,
die geschäftsmäßig Postdienstleistungen
erbringen oder Telemedien anbieten oder
daran mitwirken, Auskünfte über Daten,
die für die Begründung, inhaltliche Aus-
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gestaltung, Änderung oder Beendigung
eines Vertragsverhältnisses über Post-
dienstleistungen oder Telemedien gespei-
chert worden sind, einholen.

(2) Das Landesamt darf im Einzelfall
zur Erfüllung seiner Aufgaben nach § 2,
wenn tatsächliche Anhaltspunkte für Be-
strebungen und Tätigkeiten nach § 2 
Abs. 2 vorliegen, bei

1. Verkehrsunternehmen sowie Betrei-
bern von Computerreservierungssys-
temen und Globalen Distributionssys-
temen für Flüge zu Namen und An-
schriften von Kunden sowie zu Inan-
spruchnahme und Umständen von
Transportleistungen, insbesondere
zum Zeitpunkt von Abfertigung und
Abflug und zum Buchungsweg,

2. Kreditinstituten, Finanzdienstleis-
tungsinstituten und Finanzunterneh-
men zu Konten, Konteninhabern und
sonstigen Berechtigten sowie weite-
ren am Zahlungsverkehr Beteiligten
und über Geldbewegungen und
Geldanlagen, insbesondere über Kon-
tostand und Zahlungsein- und -aus-
gänge,

einholen. Im Fall des § 2 Abs. 2 Nr. 1 gilt
dies nur für Bestrebungen, die bezwe-
cken oder aufgrund ihrer Wirkungsweise
geeignet sind,

1. zu Hass- oder Willkürmaßnahmen ge-
gen Teile der Bevölkerung aufzusta-
cheln oder deren Menschenwürde
durch Beschimpfen, böswilliges Ver-
ächtlichmachen oder Verleumden an-
zugreifen und dadurch die Bereit-
schaft zur Anwendung von Gewalt zu
fördern und den öffentlichen Frieden
zu stören oder

2. Gewalt anzuwenden oder vorzuberei-
ten, einschließlich des Befürwortens,
Hervorrufens oder Unterstützens von
Gewaltanwendung, auch durch Un-
terstützen von Vereinigungen, die
Anschläge gegen Personen oder Sa-
chen veranlassen, befürworten oder
androhen.

(3) Das Landesamt darf im Einzelfall,
soweit dies zur Erfüllung seiner Aufgaben
nach § 2 erforderlich ist, von denjenigen,
die geschäftsmäßig Telekommunikations-
dienste erbringen oder daran mitwirken,
Auskünfte über die nach den §§ 95 und
111 des Telekommunikationsgesetzes
vom 22. Juni 2004 (BGBl. I S. 1190), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 30. Ok-
tober 2017 (BGBl. I S. 3618), in der jeweils
geltenden Fassung erhobenen Daten ver-
langen (§ 113 Abs. 1 Satz 1 des Telekom-
munikationsgesetzes). Dies gilt auch für
Daten, mittels derer der Zugriff auf End-
geräte oder auf Speichereinrichtungen,
die in diesen Endgeräten oder hiervon
räumlich getrennt eingesetzt werden, ge-
schützt wird (§ 113 Abs. 1 Satz 2 des Tele-
kommunikationsgesetzes). Die Auskunft
darf auch anhand einer zu einem be-
stimmten Zeitpunkt zugewiesenen Inter-
netprotokoll-Adresse verlangt werden 
(§ 113 Abs. 1 Satz 3 des Telekommunika-
tionsgesetzes). Die Auskunft darf nur ver-

langt werden, wenn die gesetzlichen Vor-
aussetzungen für das Nutzen der Daten
vorliegen.

(4) Das Landesamt darf im Einzelfall
zur Erfüllung seiner Aufgaben nach § 2
unter den Voraussetzungen des § 3 Abs. 1
des Artikel 10-Gesetzes bei Personen und
Unternehmen, die geschäftsmäßig

1. Postdienstleistungen erbringen oder
daran mitwirken, Auskünfte zu Na-
men, Anschriften und Postfächern
und sonstigen Umständen des Post-
verkehrs,

2. Telekommunikationsdienste erbrin-
gen oder daran mitwirken, Auskünfte
zu Verkehrsdaten nach § 96 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 bis 5 des Telekommuni-
kationsgesetzes

3. Telemedien anbieten oder daran mit-
wirken, Auskünfte über

a) Merkmale zur Identifikation des
Nutzers von Telemedien,

b) Beginn und Ende sowie über den
Umfang der jeweiligen Nutzung
und

c) die vom Nutzer in Anspruch ge-
nommenen Telemedien

einholen.

(5) Auskünfte nach Abs. 3, soweit Da-
ten nach § 113 Abs. 1 Satz 2 und 3 des Te-
lekommunikationsgesetzes betroffen sind,
und Auskünfte nach Abs. 4 dürfen nur auf
Anordnung des für den Verfassungs-
schutz zuständigen Ministeriums einge-
holt werden. Die Anordnung ist durch die
Behördenleitung schriftlich zu beantra-
gen. Der Antrag ist zu begründen. Das
Ministerium unterrichtet unverzüglich die
G 10-Kommis sion nach § 2 Abs. 1 des
Hessischen Ausführungsgesetzes zum Ar-
tikel 10-Gesetz über die Anordnung vor
deren Vollzug und holt deren Zustim-
mung ein. Bei Gefahr im Verzug kann das
Ministerium den Vollzug der Anordnung
auch bereits vor Unterrichtung der G 10-
Kommission anordnen. Die G 10-Kommis-
sion prüft von Amts wegen oder aufgrund
von Beschwerden die Zulässigkeit und
Notwendigkeit der Einholung von Aus-
künften. § 15 Abs. 5 des Artikel 10-Geset-
zes ist entsprechend anzuwenden. Anord-
nungen, welche die G 10-Kommission für
unzulässig erklärt, hat das Ministerium
unverzüglich aufzuheben.

(6) Bei Maßnahmen nach Abs. 2 bis 4
ist § 4 des Artikel 10-Gesetzes mit der
Maßgabe nach § 6 Satz 5 und 6 dieses
Gesetzes anzuwenden, die §§ 9, 10, 11
Abs. 1 und 2, § 12 Abs. 1 und 3, § 17 
Abs. 3 des Artikel 10-Gesetzes sowie § 2
des Hessischen Ausführungsgesetzes zum
Artikel 10-Gesetz sind entsprechend an-
zuwenden. Abweichend von § 10 Abs. 3
des Artikel 10-Gesetzes genügt eine
räumlich und zeitlich hinreichende Be-
zeichnung der Telekommunikation, so-
fern anderenfalls die Erreichung des
Zwecks der Maßnahme aussichtslos oder
wesentlich erschwert wäre. Soweit dem
Verpflichteten keine Entschädigung nach
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besonderen Bestimmungen zusteht, findet
§ 20 des Artikel 10-Gesetzes entsprechen-
de Anwendung. Im Übrigen hat der Ver-
pflichtete die Auskunft unentgeltlich zu
erteilen.

(7) Die zur Erteilung der Auskunft er-
forderlichen Daten müssen unverzüglich,
vollständig und richtig übermittelt wer-
den. Das Auskunftsersuchen und die
übermittelten Daten dürfen der betroffe-
nen Person oder Dritten vom Verpflichte-
ten nicht mitgeteilt werden.

(8) Auf Auskünfte nach Abs. 4 Nr. 2
sind die Vorgaben des § 8b Abs. 8 Satz 4
und 5 des Bundesverfassungsschutzgeset-
zes anzuwenden. Für die Erteilung von
Auskünften nach Abs. 1, 2 und 4 Nr. 3 gilt
die Nachrichtendienste-Übermittlungs-
ver ordnung vom 11. Oktober 2012 (BGBl.
I S. 2117), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 23. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3346),
in der jeweils geltenden Fassung.

(9) Dem Verpflichteten ist es verboten,
allein aufgrund eines Auskunftsersuchens
einseitige Handlungen vorzunehmen, die
für die betroffene Person nachteilig sind
und die über die Erteilung der Auskunft
hinausgehen, insbesondere bestehende
Verträge oder Geschäftsverbindungen zu
beenden, ihren Umfang zu beschränken
oder ein Entgelt zu erheben oder zu erhö-
hen. Die Anordnung ist mit dem aus-
drücklichen Hinweis auf dieses Verbot
und darauf zu verbinden, dass das Aus-
kunftsersuchen nicht die Aussage bein-
haltet, dass sich die betroffene Person
rechtswidrig verhalten hat oder ein da-
rauf gerichteter Verdacht bestehen müs-
se.

§ 11

Observation

(1) Das Landesamt darf zur Aufklärung
von Bestrebungen oder Tätigkeiten nach
§ 2 Abs. 2 außerhalb der Schutzbereiche
der Art. 10 und 13 des Grundgesetzes
Personen verdeckt mit oder ohne Inan-
spruchnahme technischer Mittel planmä-
ßig observieren, insbesondere das nicht-
öffentlich gesprochene Wort mithören,
abhören und aufzeichnen sowie Bildauf-
nahmen und Bildaufzeichnungen anferti-
gen.

(2) Die Maßnahme ist im Einzelfall län-
ger als 48 Stunden oder an mehr als drei
Tagen innerhalb einer Woche (langfristige
Observation) nur zur Aufklärung von Be-
strebungen oder Tätigkeiten mit erhebli-
cher Bedeutung zulässig, insbesondere,
wenn sie darauf gerichtet sind, Gewalt
anzuwenden oder Gewaltanwendung
vorzubereiten.

(3) Die Maßnahme darf sich nur gegen
Personen richten, bei denen tatsächliche
Anhaltspunkte die Annahme rechtferti-
gen, dass sie

1. an den Bestrebungen oder Tätigkei-
ten beteiligt sind, oder

2. im Zusammenhang mit einer Person
nach Nr. 1 stehen und durch die Maß-

nahme Erkenntnisse, die nicht glei-
chermaßen nach Nr. 1 zu gewinnen
sind, über die Bestrebungen oder Tä-
tigkeiten gewonnen werden können.

Die Maßnahme darf auch durchgeführt
werden, wenn andere Personen unver-
meidbar betroffen werden.

(4) Über die Anordnung einer langfris-
tigen Observation nach Abs. 2 entschei-
det die Behördenleitung oder ihre Vertre-
tung. Die Anordnung ergeht schriftlich.
Bei Gefahr im Verzug kann die zuständi-
ge Abteilungsleitung oder deren Vertre-
tung die Anordnung treffen; die Entschei-
dung nach Satz 1 ist unverzüglich nach-
zuholen. Die Anordnung ist auf höchstens
drei Monate zu befristen. Verlängerungen
um jeweils nicht mehr als drei weitere
Monate sind zulässig, soweit die Voraus-
setzungen der Anordnung fortbestehen.

(5) In der Anordnung einer langfristi-
gen Observation nach Abs. 2 sind anzu-
geben:

1. die Person, gegen die sich die Maß-
nahme richtet, soweit möglich, mit
Name und Anschrift,

2. Art, Umfang und Dauer der Maßnah-
me sowie

3. die wesentlichen Gründe.

(6) Die Maßnahme ist unzulässig, so-
weit tatsächliche Anhaltspunkte dafür
vorliegen, dass durch sie allein Erkennt-
nisse gewonnen werden würden

1. aus dem Kernbereich privater Le-
bensgestaltung oder

2. bei einer Rechtsanwältin, einem
Rechtsanwalt, einem Kammerrechts-
beistand, einer der in § 53 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1, 2 oder 4 der Strafpro-
zessordnung genannten Person oder
einer diesen nach § 53a Abs. 1 Satz 1
der Strafprozessordnung gleichste-
henden Person, über die der Berufs-
geheimnisträger das Zeugnis verwei-
gern dürfte.

Erfolgen Maßnahmen bei einem der im
Übrigen in § 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 bis 3b
oder 5 der Strafprozessordnung genann-
ten Berufsgeheimnisträger oder einer die-
sen nach § 53a Abs. 1 Satz 1 der Strafpro-
zessordnung gleichstehenden Person,
sind das öffentliche Interesse an den von
dem Berufsgeheimnisträger wahrgenom-
menen Aufgaben und das Interesse an
der Geheimhaltung der diesem anver-
trauten oder bekannt gewordenen Tatsa-
chen besonders zu berücksichtigen. 
Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 gelten nicht bei
Maßnahmen zur Aufklärung von eigenen
Bestrebungen oder Tätigkeiten der ge-
nannten zeugnisverweigerungsberechtig-
ten Personen.

(7) Ergeben sich während der Maß-
nahme tatsächliche Anhaltspunkte im
Sinne von Abs.  6 Satz 1, ist die Maßnah-
me unverzüglich zu unterbrechen, sobald
dies ohne Gefährdung eingesetzter Perso-
nen möglich ist. Bestehen insoweit Zwei-
fel, darf nur eine automatische Aufzeich-
nung fortgesetzt werden. Sind das Abhö-
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ren und Beobachten nach Satz 1 unter-
brochen worden, so darf die Maßnahme
fortgeführt werden, wenn keine Anhalts-
punkte nach Abs. 6 Satz 1 vorliegen. Au-
tomatische Aufzeichnungen nach Satz 2
sind dem Amtsgericht am Sitz des Lan-
desamts unverzüglich vorzulegen. Das
Gericht entscheidet unverzüglich über die
Verwertbarkeit oder Löschung; § 8 Abs. 8
Satz 2 gilt entsprechend. Soweit Erkennt-
nisse im Sinne von Abs. 6 Satz 1 durch
die Maßnahme erlangt worden sind, dür-
fen sie nicht verwertet werden. Aufzeich-
nungen hierüber sind unverzüglich zu lö-
schen. Die Tatsachen der Erfassung der
Daten und der Löschung sind zu doku-
mentieren. Die Dokumentation darf aus-
schließlich für Zwecke der Datenschutz-
kontrolle verwendet werden. Die Doku-
mentation ist sechs Monate nach der Mit-
teilung oder nach Zustimmung der Behör-
denleitung zur endgültigen Nichtmittei-
lung nach Abs. 9 zu löschen.

(8) Bei Gefahr im Verzug können Auf-
zeichnungen nach Abs. 7 Satz 2 unter
Aufsicht einer oder eines Bediensteten,
die oder der die Befähigung zum Richter-
amt hat, gesichtet werden. Die oder der
Bedienstete entscheidet im Benehmen mit
der oder dem Datenschutzbeauftragten
des Landesamts über eine vorläufige Ver-
wertung der Erkenntnisse. Die Bedienste-
ten sind zur Verschwiegenheit über die
ihnen bekannt gewordenen Erkenntnisse,
die nicht verwertet werden dürfen, ver-
pflichtet. Die gerichtliche Entscheidung
nach Abs. 7 Satz 4 und 5 ist unverzüglich
nachzuholen.

(9) Dauert eine langfristige Observati-
on nach Abs. 2 durchgehend länger als
eine Woche oder findet sie an mehr als 14
Tagen innerhalb eines Monats statt, ist
die Maßnahme der betroffenen Person
nach ihrer Einstellung mitzuteilen. Die
Mitteilung unterbleibt, solange eine Ge-
fährdung des Zwecks der Beschränkung
nicht ausgeschlossen werden kann oder
solange der Eintritt übergreifender Nach-
teile für das Wohl des Bundes oder eines
Landes absehbar ist. Erfolgt die nach 
Satz 2 zurückgestellte Mitteilung nicht
binnen zwölf Monaten nach Beendigung
der Maßnahme, bedarf die weitere Zu-
rückstellung der Zustimmung der Behör-
denleitung. Die Behördenleitung be-
stimmt die Dauer der weiteren Zurück-
stellung. Einer Mitteilung bedarf es nicht,
wenn

1. eine der Voraussetzungen in Satz 2
auch nach fünf Jahren nach Beendi-
gung der Maßnahme noch vorliegt,

2. sie mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit auch in Zukunft
vorliegt und

3. die Voraussetzungen für eine Lö-
schung vorliegen.

Eine Mitteilung kann auch auf Dauer un-
terbleiben, wenn überwiegende Interes-
sen einer betroffenen Person entgegen-
stehen oder wenn die Identität oder der
Aufenthaltsort einer betroffenen Person
nur mit unverhältnismäßigem Aufwand

zu ermitteln ist. Die Mitteilung obliegt
dem Landesamt.

§ 12

Verdeckte Mitarbeiterinnen und
Verdeckte Mitarbeiter

(1) Das Landesamt darf eigene Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter unter einer
ihnen verliehenen und auf Dauer ange-
legten Legende (Verdeckte Mitarbeiterin-
nen und Verdeckte Mitarbeiter) einset-
zen.

(2) Verdeckte Mitarbeiterinnen und
Verdeckte Mitarbeiter dürfen weder zur
Gründung von Bestrebungen nach § 2
Abs. 2 noch zur steuernden Einflussnah-
me auf derartige Bestrebungen eingesetzt
werden. Sie dürfen in Personenzusam-
menschlüssen oder für diese tätig werden,
auch wenn dadurch ein Straftatbestand
verwirklicht wird. Im Übrigen dürfen Ver-
deckte Mitarbeiterinnen und Verdeckte
Mitarbeiter im Einsatz bei der Beteiligung
an Bestrebungen solche Handlungen vor-
nehmen, die

1. nicht in Individualrechte eingreifen,

2. von den an den Bestrebungen Betei-
ligten derart erwartet werden, dass
sie zur Gewinnung und Sicherung
der Informationszugänge unumgäng-
lich sind, und

3. nicht außer Verhältnis zur Bedeutung
des aufzuklärenden Sachverhalts ste-
hen.

Sofern zureichende tatsächliche Anhalts-
punkte dafür bestehen, dass eine Ver-
deckte Mitarbeiterin oder ein Verdeckter
Mitarbeiter rechtswidrig einen Straftatbe-
stand von erheblicher Bedeutung ver-
wirklicht hat, wird ihr oder sein Einsatz
unverzüglich beendet und die Strafverfol-
gungsbehörde unterrichtet. Über Ausnah-
men von Satz 4 entscheidet die Behörden-
leitung oder ihre Vertretung.

(3) Bei Einsätzen zur Erfüllung der
Aufgabe nach § 2 Abs. 2 Nr. 5 gilt § 9a
Abs. 3 des Bundesverfassungsschutzge-
setzes entsprechend.

(4) Für Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter, die verdeckt Informationen in sozialen
Netzwerken und sonstigen Kommunikati-
onsplattformen im Internet erheben, gel-
ten Abs. 2 und 3 sowie § 9a Abs. 3 des
Bundesverfassungsschutzgesetzes ent-
sprechend, auch wenn sie nicht unter ei-
ner auf Dauer angelegten Legende tätig
werden.

§ 13

Vertrauensleute

(1) Für den Einsatz von Privatperso-
nen, deren planmäßige, dauerhafte Zu-
sammenarbeit mit dem Landesamt Dritten
nicht bekannt ist (Vertrauensleute), gilt 
§ 12 Abs. 1 bis 3 entsprechend.

(2) Über die Verpflichtung von Ver-
trauensleuten entscheidet die Behörden-
leitung oder ihre Vertretung. Vertrauens-
leute müssen nach ihren persönlichen
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und charakterlichen Voraussetzungen für
die Zusammenarbeit mit dem Verfas-
sungsschutz geeignet sein. Diese Eignung
ist fortlaufend durch das Landesamt zu
überprüfen. Als Vertrauensleute dürfen
Personen nicht angeworben und einge-
setzt werden, die

1. nicht voll geschäftsfähig, insbesonde-
re minderjährig sind,

2. von den Geld- oder Sachzuwendun-
gen für die Tätigkeit auf Dauer als al-
leinige Lebensgrundlage abhängen
würden,

3. an einem Aussteigerprogramm teil-
nehmen,

4. Mitglied des Europäischen Parla-
ments, des Deutschen Bundestages,
eines Landesparlaments oder Mitar-
beiterin oder Mitarbeiter eines sol-
chen Mitglieds sindoder

5. im Bundeszentralregister mit einer
Verurteilung wegen eines Verbre-
chens oder zu einer Freiheitsstrafe,
deren Vollstreckung nicht zur Bewäh-
rung ausgesetzt worden ist, eingetra-
gen sind.

Die Behördenleitung oder ihre Vertretung
kann eine Ausnahme von Satz 4 Nr. 5 zu-
lassen, wenn die Verurteilung nicht als
Täter eines Totschlags (§§ 212, 213 des
Strafgesetzbuchs) oder einer allein mit le-
benslanger Haft bedrohten Straftat erfolgt
ist und der Einsatz zur Aufklärung von
Bestrebungen unerlässlich ist, die auf die
Begehung von in § 3 Abs. 1 des Artikel
10-Gesetzes oder § 100b Abs. 2 der Straf-
prozessordnung bezeichneten Straftaten
gerichtet sind. Im Falle einer Ausnahme
nach Satz 5 ist der Einsatz nach höchstens
sechs Monaten zu beenden, wenn er zur
Erforschung der in Satz 5 genannten Be-
strebungen nicht zureichend gewichtig
beigetragen hat. Auch im Weiteren ist die
Qualität der gelieferten Informationen
fortlaufend zu bewerten.

§ 14

Schranken 
nachrichtendienstlicher Mittel

(1) Von mehreren möglichen und ge-
eigneten Maßnahmen hat das Landesamt
diejenige zu treffen, die den Einzelnen
und die Allgemeinheit am wenigsten be-
einträchtigt.

(2) Eine Maßnahme darf nicht zu einem
Nachteil führen, der zu dem erstrebten Er-
folg erkennbar außer Verhältnis steht.

(3) Eine Maßnahme ist nur zulässig, bis
ihr Zweck erreicht ist oder sich zeigt, dass
er nicht erreicht werden kann.

(4) Eine Maßnahme ist unzulässig, so-
weit tatsächliche Anhaltspunkte dafür
vorliegen, dass durch sie allein Erkennt-
nisse gewonnen werden würden

1. aus dem Kernbereich privater Le-
bensgestaltung oder

2. bei einer Rechtsanwältin, einem
Rechtsanwalt, einem Kammerrechts-
beistand, einer der in § 53 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1, 2 oder 4 der Strafpro-

zessordnung genannten Person oder
einer diesen nach § 53a Abs. 1 Satz 1
der Strafprozessordnung gleichste-
henden Person, über die der Berufs-
geheimnisträger das Zeugnis verwei-
gern dürfte.

Erfolgen Maßnahmen bei einem der im
Übrigen in § 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 bis 3b
oder 5 der Strafprozessordnung genann-
ten Berufsgeheimnisträger oder einer die-
sen nach § 53a Abs. 1 Satz 1 der Strafpro-
zessordnung gleichstehenden Person,
sind das öffentliche Interesse an den von
dem Berufsgeheimnisträger wahrgenom-
menen Aufgaben und das Interesse an
der Geheimhaltung der diesem anver-
trauten oder bekannt gewordenen Tatsa-
chen besonders zu berücksichtigen. 
Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 gelten nicht bei
Maßnahmen zur Aufklärung von eigenen
Bestrebungen oder Tätigkeiten der ge-
nannten zeugnisverweigerungsberechtig-
ten Personen.

(5) Ergeben sich während einer Maß-
nahme tatsächliche Anhaltspunkte im
Sinne von Abs. 4 Satz 1, ist die Maßnah-
me unverzüglich zu unterbrechen, sobald
dies ohne Gefährdung oder Enttarnung
eingesetzter Personen möglich ist. Die
Maßnahme darf fortgeführt werden, wenn
keine Anhaltspunkte nach Abs. 4 Satz 1
mehr vorliegen. Soweit Erkenntnisse im
Sinne von Abs. 4 Satz 1 durch eine Maß-
nahme erlangt worden sind, dürfen sie
nicht verwertet werden. Aufzeichnungen
hierüber sind unverzüglich zu löschen.
Die Tatsachen der Erfassung der Daten
und der Löschung sind zu dokumentie-
ren. Die Dokumentation darf ausschließ-
lich für Zwecke der Datenschutzkontrolle
verwendet werden. Die Dokumentation
ist am Ende des Kalenderjahres, das der
Protokollierung folgt, zu löschen.

DRITTER TEIL

Verarbeitung personenbezogener 
Daten

§ 15

Geltung datenschutzrechtlicher
Vorschriften

Bei der Erfüllung der Aufgaben nach 
§ 2 durch das Landesamt findet das Hes-
sische Datenschutz- und Informationsfrei-
heitsgesetz vom 3. Mai 2018 (GVBl. S. 82)
in der jeweils geltenden Fassung wie
folgt Anwendung:

1. § 1 Abs. 8, die §§ 4, 14 Abs. 1 und 3, 
§ 19 sowie der Zweite Teil finden kei-
ne Anwendung,

2. die §§ 41, 46 Abs. 1 bis 4 und die 
§§ 47 bis 49, 57, 59, 78 und 79 sind
entsprechend anzuwenden.

§ 16

Speicherung, Berichtigung, Löschung und
Verarbeitungseinschränkung

(1) Das Landesamt darf zur Erfüllung
seiner Aufgaben personenbezogene Da-
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ten in Dateien speichern, verändern und
nutzen, wenn

1. tatsächliche Anhaltspunkte für Be-
strebungen oder Tätigkeiten nach § 2
Abs. 2 vorliegen,

2. dies für die Erforschung und Bewer-
tung von Bestrebungen oder Tätig-
keiten nach § 2 Abs. 2 erforderlich ist
oder

3. das Landesamt nach § 2 Abs. 3 tätig
wird.

Unterlagen, die nach Satz 1 gespeicherte
Angaben belegen, dürfen auch gespei-
chert werden, wenn in ihnen weitere per-
sonenbezogene Daten Dritter enthalten
sind. Eine Abfrage von Daten Dritter ist
unzulässig.

(2) Umfang und Dauer der Speiche-
rung personenbezogener Daten sind auf
das für die Aufgabenerfüllung des Lan-
desamts erforderliche Maß zu beschrän-
ken.

(3) Das Landesamt darf Daten über ei-
ne minderjährige Person unter 14 Jahren
in Dateien und zu ihrer Person geführten
Akten nur speichern, wenn tatsächliche
Anhaltspunkte dafür bestehen, dass sie
eine der in § 3 Abs. 1 und 1a des Artikel
10-Gesetzes genannten Straftaten plant,
begeht oder begangen hat.

(4) In Dateien oder zu ihrer Person ge-
führten Akten gespeicherte Daten über
eine minderjährige Person sind nach zwei
Jahren auf die Erforderlichkeit der Spei-
cherung zu überprüfen und spätestens
nach fünf Jahren zu löschen, es sei denn,
dass nach Eintritt der Volljährigkeit wei-
tere Erkenntnisse angefallen sind, die ei-
ne Fortdauer der Speicherung rechtferti-
gen. Nicht erforderliche Daten sind zu lö-
schen.

(5) Personenbezogene Daten, die erho-
ben worden sind, um zu prüfen, ob Be-
strebungen oder Tätigkeiten nach § 2
Abs. 2 vorliegen, dürfen in Dateien erst
gespeichert werden, wenn sich tatsächli-
che Anhaltspunkte für derartige Bestre-
bungen oder Tätigkeiten ergeben haben.
Bis zu diesem Zeitpunkt dürfen auch kei-
ne zur Person geführten Akten angelegt
werden.

(6) Unrichtige personenbezogene Da-
ten sind zu berichtigen. Wird bei perso-
nenbezogenen Daten in Akten festge-
stellt, dass sie unrichtig sind, oder wird
ihre Richtigkeit von der betroffenen Per-
son bestritten, so ist dies zu vermerken
oder auf sonstige Weise festzuhalten.

(7) Das Landesamt prüft bei der Ein-
zelfallbearbeitung und im Übrigen nach
von ihm festgesetzten angemessenen
Fristen, spätestens jedoch nach fünf Jah-
ren, ob gespeicherte personenbezogene
Daten zur Aufgabenerfüllung noch erfor-
derlich sind. Gespeicherte personenbezo-
gene Daten über Bestrebungen nach § 2
Abs. 2 Nr. 1 und 3 bis 5 sind spätestens 15
Jahre nach dem Zeitpunkt der letzten ge-
speicherten relevanten Information zu lö-
schen, es sei denn, die Behördenleitung
trifft im Einzelfall ausnahmsweise eine

andere Entscheidung. Enthalten Sachak-
ten oder Akten zu anderen Personen per-
sonenbezogene Daten, die nach Satz 2 zu
löschen sind, dürfen sie nicht mehr ver-
wendet werden. Soweit Daten automati-
siert verarbeitet oder Akten automatisiert
erschlossen werden, ist auf den Ablauf
der Fristen nach Satz 1 und 2 hinzuwei-
sen. Nicht erforderliche Daten sind zu lö-
schen.

(8) Personenbezogene Daten sind nicht
zu löschen, sondern nur in der Verarbei-
tung einzuschränken, wenn

1. Grund zu der Annahme besteht, dass
schutzwürdige Belange der betroffe-
nen Person beeinträchtigt würden,

2. die Daten zur Behebung einer beste-
henden Beweisnot unerlässlich sind
oder

3. die Verwendung der Daten zu wis-
senschaftlichen Zwecken erforderlich
ist.

In den Fällen des Satz 1 Nr. 3 sind die Da-
ten zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu
anonymisieren.

(9) Die Verpflichtung nach § 8 Abs. 1
und 2 des Hessischen Archivgesetzes vom
26. November 2012 (GVBl. S. 458), geän-
dert durch Gesetz vom 5. Oktober 2017
(GVBl. S. 294), in der jeweils geltenden
Fassung bleibt unberührt.

(10) Zum Zweck der gegenseitigen In-
formation über den Einsatz von Vertrau-
enspersonen darf das Landesamt zusam-
men mit den Verfassungsschutzbehörden
des Bundes und der anderen Länder eine
Übersicht als gemeinsame Datei führen.
Die Übersicht kann Angaben über we-
sentliche Eigenschaften der Vertrauens-
personen und deren Einsatzbereiche ent-
halten. Das Landesamt und das Hessische
Landeskriminalamt koordinieren den je-
weiligen Einsatz von Vertrauenspersonen;
Näheres regeln gemeinsame Richtlinien.

§ 17

Zweckbindung

(1) Das Landesamt darf personenbezo-
gene Daten nur zum Zweck der Aufga-
benerfüllung des Verfassungsschutzes im
Sinne des § 2 übermitteln. Zu anderen
Zwecken dürfen personenbezogene Da-
ten nur nach Maßgabe der §§ 20 bis 23
übermittelt werden.

(2) Personenbezogene Daten dürfen
auch zur Ausübung von Aufsichts- und
Kontrollbefugnissen übermittelt und in
dem dafür erforderlichen Umfang ver-
wendet werden.

§ 18

Informationsübermittlung durch 
öffentliche Stellen an das Landesamt

(1) Die Behörden, Gerichte hinsichtlich
der dort geführten Register, sonstigen öf-
fentlichen Stellen des Landes Hessen so-
wie die Gemeinden, Gemeindeverbände
und sonstigen der Aufsicht des Landes
Hessen unterstehenden juristischen Per-

312 Nr. 13 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen – 3. Juli 2018



sonen des öffentlichen Rechts haben dem
Landesamt die ihnen bei Erfüllung ihrer
Aufgaben bekanntgewordenen Informatio-
nen einschließlich personenbezogener Da-
ten auch ohne vorheriges Ersuchen des
Landesamts zu übermitteln, wenn tatsäch-
liche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass
die Informationen für die Erfüllung der
Aufgaben des Landesamts erforderlich sein
können. § 18 Abs. 1a und 1b des Bundes-
verfassungsschutzgesetzes bleibt unbe-
rührt. Die Übermittlung kann auch durch
Einsichtnahme des Landesamts in Akten
und Dateien der jeweiligen öffentlichen
Stelle erfolgen, soweit die Übermittlung in
sonstiger Weise den Zweck der Maßnahme
gefährden oder einen übermäßigen Auf-
wand erfordern würde. Über die Einsicht-
nahme in amtlich geführte Dateien führt
das Landesamt einen Nachweis, aus dem
der Zweck und die eingesehene Datei her-
vorgehen; die Nachweise sind gesondert
aufzubewahren, gegen unberechtigten Zu-
griff zu sichern und am Ende des Kalender-
jahres, das dem Jahr ihrer Erstellung folgt,
zu löschen. Unter den Voraussetzungen
von Satz 1 übermitteln die Staatsanwalt-
schaften außerdem Anklageschriften und
Urteile.

(2) Das Landesamt überprüft die über-
mittelten Informationen nach ihrem Ein-
gang unverzüglich darauf, ob sie für die Er-
füllung seiner Aufgaben erforderlich sind.
Ergibt die Prüfung, dass die Informationen
nicht erforderlich sind, werden sie unver-
züglich gelöscht. Die Löschung kann unter-
bleiben, wenn die Trennung von anderen
Informationen, die zur Erfüllung der Aufga-
ben erforderlich sind, nicht oder nur mit un-
vertretbarem Aufwand erfolgen kann; in
diesem Fall dürfen die nicht erforderlichen
Informationen nicht verwendet werden.

(3) Die Übermittlung personenbezoge-
ner Daten nach Abs. 1, die aufgrund einer
Maßnahme nach § 100a der Strafprozess-
ordnung bekannt geworden sind, ist nur
zulässig, wenn tatsächliche Anhaltspunk-
te dafür bestehen, dass jemand eine der
in § 3 Abs. 1 und 1a des Artikel 10-Geset-
zes genannten Straftaten plant, begeht
oder begangen hat. Auf die dem Landes-
amt nach Satz 1 übermittelten Kenntnisse
und Unterlagen findet § 4 Abs. 1 und 4
bis 6 des Artikel 10-Gesetzes entspre-
chende Anwendung.

(4) Die in Abs. 1 genannten Stellen sind
zur Übermittlung verpflichtet, wenn im
Einzelfall ein Ersuchen des Landesamts
nach § 4 Abs. 3 vorliegt. Hält die ersuchte
Stelle das Verlangen nach Auskunft oder
Einsichtnahme nach § 4 Abs. 3 nicht für
rechtmäßig, so teilt sie dies dem Landes-
amt mit. Besteht dieses auf dem Verlangen
nach Auskunft oder Einsichtnahme, so ent-
scheidet die für die ersuchte Stelle zustän-
dige oberste Aufsichtsbehörde, soweit ge-
setzlich nichts anderes bestimmt ist.

§ 19
Informationsübermittlung durch das

Landesamt an übergeordnete Behörden
(1) Das Landesamt unterrichtet die Mi-

nisterien und die Staatskanzlei über Be-

strebungen und Tätigkeiten nach § 2 
Abs. 2 oder tatsächliche Anhaltspunkte
hierfür, die für deren Zuständigkeitsbe-
reich von Bedeutung sind. Dabei dürfen
auch personenbezogene Daten übermit-
telt werden.

(2) Das für den Verfassungsschutz zu-
ständige Ministerium und das Landesamt
dürfen personenbezogene Daten zum
Zweck der Aufklärung der Öffentlichkeit
über Bestrebungen und Tätigkeiten nach
§ 2 Abs. 2 oder tatsächliche Anhaltspunk-
te hierfür öffentlich bekanntgeben, wenn
die Bekanntgabe für das Verständnis des
Zusammenhangs oder der Darstellung
von Organisationen erforderlich ist und
das Allgemeininteresse das schutzwürdi-
ge Interesse der betroffenen Person über-
wiegt.

§ 20

Informationsübermittlung durch 
das Landesamt innerhalb
des öffentlichen Bereichs

(1) Das Landesamt darf Informationen
einschließlich personenbezogener Daten,
auch wenn sie mit nachrichtendienstli-
chen Mitteln erhoben wurden, an inländi-
sche öffentliche Stellen übermitteln, wenn
der Empfänger die Informationen benö-
tigt

1. zum Schutz der freiheitlichen demo-
kratischen Grundordnung oder sonst
für Zwecke der öffentlichen Sicher-
heit oder der Strafverfolgung, soweit
die Übermittlung nicht nach Abs. 2
beschränkt ist, oder

2. zur Erfüllung anderer ihm zugewiese-
ner Aufgaben, sofern er dabei auch
zum Schutz der freiheitlichen demo-
kratischen Grundordnung beizutragen
oder Gesichtspunkte der öffentlichen
Sicherheit oder auswärtige Belange zu
würdigen hat, insbesondere bei

a) der Sicherheitsüberprüfung von
Personen, denen im öffentlichen
Interesse geheimhaltungsbedürfti-
ge Tatsachen, Gegenstände oder
Erkenntnisse anvertraut werden,
die Zugang dazu erhalten sollen
oder ihn sich verschaffen können,

b) der Sicherheitsüberprüfung von
Personen, die an sicherheitsemp-
findlichen Stellen von lebens- oder
verteidigungswichtigen Einrich-
tungen beschäftigt sind oder be-
schäftigt werden sollen,

c) der Überprüfung der Verfassungs-
treue von Personen, die sich um
Einstellung in den öffentlichen
Dienst bewerben, mit deren Ein-
willigung,

d) der sicherheitsbehördlichen Über-
prüfung von Einbürgerungsbewer-
berinnen und Einbürgerungsbe-
werbern,

e) der sicherheitsbehördlichen Über-
prüfung von Ausländerinnen und
Ausländern im Rahmen der Be-
stimmungen des Ausländerrechts,
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f) der Überprüfung der Zuverlässig-
keit von Personen nach dem Luft-
sicherheits-, Atom-, Waffen-,
Jagd- und Sprengstoffrecht,

g) der Überprüfung der Zuverlässig-
keit von Personen nach den bewa-
chungs- und gewerberechtlichen
Vorschriften, insbesondere

aa) der Zulassung von Personen
für den zugangsgeschützten
Sicherheitsbereich von Veran-
staltungen,

bb) von an der Hessischen Erst-
aufnahmeeinrichtung für
Flüchtlinge und ihren Außen-
stellen beschäftigtem Sicher-
heitspersonal,

cc) von an kommunalen Flücht-
lingsunterkünften eingesetz-
tem Wachpersonal,

h) der Überprüfung der Zuverlässig-
keit von an der Hessischen Erst-
aufnahmeeinrichtung für Flücht-
linge und ihren Außenstellen be-
schäftigten Dolmetscherinnen und
Dolmetschern,

i) der anlassbezogenen Überprüfung
der Zuverlässigkeit von Personen
und Organisationen, mit denen die
Landesregierung zusammenarbei-
tet

aa) in begründeten Einzelfällen,

bb) anlässlich der erstmaligen
Förderung von Organisatio-
nen mit Landesmitteln, sofern
diese in Arbeitsbereichen zur
Bekämpfung von verfas-
sungsfeindlichen Bestrebun-
gen tätig werden sollen,

mit deren Einwilligung und der
Möglichkeit zur Stellungnahme,

j) der Zuverlässigkeitsüberprüfung
von anstaltsfremden Personen
nach den hessischen Vollzugsge-
setzen, soweit im Einzelfall erfor-
derlich,

k) Ordensverfahren zur Verleihung
des Verdienstordens der Bundes-
republik Deutschland - mit Aus-
nahme der Verdienstmedaille -
und des Hessischen Verdienstor-
dens,

l) sonstigen Zuverlässigkeitsüber-
prüfungen und Überprüfungen
von Personen, soweit dies gesetz-
lich vorgesehen ist,

m) im besonderen öffentlichen Inte-
resse liegenden sonstigen Über-
prüfungen von Personen mit deren
Einwilligung.

(2) Informationen, die mit nachrichten-
dienstlichen Mitteln erhoben wurden,
dürfen an die Staatsanwaltschaften, die
Finanzbehörden nach § 386 Abs. 1 der
Abgabenordnung, die Polizeien, die mit
der Steuerfahndung betrauten Dienststel-
len der Landesfinanzbehörden, die Behör-
den des Zollfahndungsdienstes sowie an-
dere Zolldienststellen, soweit diese Auf-

gaben nach dem Gesetz über die Bundes-
polizei vom 19. Oktober 1994 (BGBl. I 
S. 2978, 2979), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 5. Mai 2017 (BGBl. I S. 1066)
wahrnehmen, nur übermittelt werden

1. zur Abwehr einer im Einzelfall beste-
henden Gefahr für den Bestand oder
die Sicherheit des Bundes oder eines
Landes oder für Leib, Leben, Gesund-
heit oder Freiheit einer Person oder
für solche Güter der Allgemeinheit,
deren Bedrohung die Grundlagen
oder den Bestand des Bundes oder ei-
nes Landes oder die Grundlagen der
Existenz der Menschen berührt,

2. wenn tatsächliche Anhaltspunkte vor-
liegen, dass der Empfänger die Infor-
mationen zur Verhinderung, sonsti-
gen Verhütung oder Verfolgung von
Straftaten von erheblicher Bedeutung
benötigt oder

3. wenn der Empfänger die Informatio-
nen auch mit eigenen Befugnissen in
gleicher Weise hätte erheben können.

Unter Straftaten von erheblicher Bedeu-
tung nach Satz 1 Nr. 2 fallen Verbrechen
im Sinne des § 12 Abs. 1 des Strafgesetz-
buchs und schwerwiegende Vergehen im
Sinne des § 12 Abs. 2 des Strafgesetz-
buchs, wenn die Straftat im Einzelfall
mindestens dem Bereich der mittleren
Kriminalität zuzurechnen ist, sie den
Rechtsfrieden empfindlich stört und dazu
geeignet ist, das Gefühl der Rechtssicher-
heit der Bevölkerung erheblich zu beein-
trächtigten. Unter den Voraussetzungen
des § 20 Abs. 1 Satz 1 und 2 sowie Abs. 2
Satz 1 des Bundesverfassungsschutzge-
setzes ist das Landesamt zur Übermitt-
lung verpflichtet.

(3) Soweit Informationen übermittelt
werden, die mit Maßnahmen nach  
§ 7 gewonnen wurden, gilt § 8 Abs. 1 ent-
sprechend. Der Empfänger darf die Infor-
mationen nur zu dem Zweck verwenden,
zu dem sie ihm übermittelt worden sind.
Der Empfänger ist auf die Verwendungs-
beschränkung hinzuweisen.

(4) Zur Übermittlung nach den Abs. 1
und 2 ist auch das für den Verfassungs-
schutz zuständige Ministerium befugt;
Abs. 3 gilt entsprechend.

§ 21

Informationsübermittlung durch das 
Landesamt an Stationierungsstreitkräfte
und an ausländische öffentliche Stellen

(1) Das Landesamt darf Informationen
einschließlich personenbezogener Daten,
auch wenn sie mit nachrichtendienstli-
chen Mitteln erhoben wurden, an Dienst-
stellen der Stationierungsstreitkräfte
übermitteln, soweit die Bundesrepublik
Deutschland dazu im Rahmen des Art. 3
des Zusatzabkommens zu dem Abkom-
men zwischen den Parteien des Nordat-
lantikvertrages über die Rechtsstellung
ihrer Truppen hinsichtlich der in der Bun-
desrepublik Deutschland stationierten
ausländischen Truppen vom 3. August
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1959 (BGBl. 1961 II S. 1183, 1218) in der
jeweils geltenden Fassung verpflichtet ist.

(2) Das Landesamt darf Informationen
im Sinne des Abs. 1 auch übermitteln an
ausländische öffentliche Stellen sowie an
über- und zwischenstaatliche Stellen,
wenn die Übermittlung zur Wahrung er-
heblicher Sicherheitsinteressen des Emp-
fängers erforderlich ist, es sei denn, aus-
wärtige Belange der Bundesrepublik
Deutschland stehen der Übermittlung
entgegen.

(3) Die Übermittlung hat zu unterblei-
ben, wenn im Einzelfall ein datenschutz-
rechtlich angemessener und die elemen-
taren Menschenrechte wahrender Um-
gang mit den Daten beim Empfänger
nicht hinreichend gesichert ist.

(4) Soweit Informationen übermittelt
werden, die mit Maßnahmen nach § 7 ge-
wonnen wurden, gilt § 8 Abs. 1 entspre-
chend. Der Empfänger darf die Informa-
tionen nur zu dem Zweck verwenden, zu
dem sie ihm übermittelt worden sind. Der
Empfänger ist auf die Verwendungsbe-
schränkung und darauf hinzuweisen, dass
das Landesamt sich vorbehält, Auskunft
über die Verwendung der Daten zu ver-
langen.

(5) Zur Übermittlung nach Abs. 1 und
2 ist auch das für den Verfassungsschutz
zuständige Ministerium befugt; Abs. 3
und 4 gelten entsprechend.

§ 22

Informationsübermittlung durch das 
Landesamt an Stellen außerhalb des 

öffentlichen Bereichs

(1) Das Landesamt darf personenbezo-
gene Daten an Personen oder Stellen au-
ßerhalb des öffentlichen Bereichs nicht
übermitteln, es sei denn, dass dies zum
Schutz der freiheitlichen demokratischen
Grundordnung, des Bestandes oder der
Sicherheit des Bundes oder eines Landes
oder zur Gewährleistung der Sicherheit
von lebens- oder verteidigungswichtigen
Einrichtungen nach § 20 Abs. 1 Nr. 2
Buchst. b erforderlich ist und das für den
Verfassungsschutz zuständige Ministeri-
um im Einzelfall seine Zustimmung erteilt
hat. Das Landesamt führt über die Aus-
kunft nach Satz 1 einen Nachweis, aus
dem der Zweck der Übermittlung, die
Fundstelle und der Empfänger hervorge-
hen; die Nachweise sind gesondert aufzu-
bewahren, gegen unberechtigten Zugriff
zu sichern und am Ende des Kalenderjah-
res, das dem Jahr seiner Erstellung folgt,
zu vernichten. Der Empfänger darf die
übermittelten personenbezogenen Daten
nur für den Zweck verwenden, zu dem
sie ihm übermittelt wurden. Der Empfän-
ger ist auf die Verwendungsbeschrän-
kung und darauf hinzuweisen, dass das
Landesamt sich vorbehält, Auskunft über
die Verwendung der Daten zu verlangen.
Satz 1 bis 4 finden keine Anwendung,
wenn personenbezogene Daten zum

Zwecke von Datenerhebungen nach § 4
übermittelt werden.

(2) Soweit Informationen übermittelt
werden, die mit Maßnahmen nach § 7 ge-
wonnen wurden, gilt § 8 Abs. 1 entspre-
chend. Der Empfänger darf die Informa-
tionen nur zu dem Zweck verwenden, zu
dem sie ihm übermittelt worden sind. Der
Empfänger ist auf die Verwendungsbe-
schränkung und darauf hinzuweisen, dass
das Landesamt sich vorbehält, Auskunft
über die Verwendung der Daten zu ver-
langen.

(3) Zur Übermittlung nach Abs. 1 ist
auch das für den Verfassungsschutz zu-
ständige Ministerium befugt; Abs. 2 gilt
entsprechend.

§ 23

Übermittlungsverbote

(1) Die Übermittlung von Informatio-
nen nach diesem Teil unterbleibt, wenn

1. erkennbar ist, dass unter Berücksich-
tigung der Art der Informationen und
ihrer Erhebung die schutzwürdigen
Interessen der betroffenen Person das
Interesse der Allgemeinheit oder des
Empfängers an der Übermittlung
überwiegen,

2. überwiegende Sicherheitsinteressen,
insbesondere Gründe des Quellen-
schutzes oder des Schutzes operativer
Maßnahmen, dies erfordern oder

3. besondere gesetzliche Regelungen
entgegenstehen; die Verpflichtung
zur Wahrung gesetzlicher Geheim-
haltungspflichten oder von Berufs-
oder besonderen Amtsgeheimnissen,
die nicht auf gesetzlichen Vorschrif-
ten beruhen, bleibt unberührt.

(2) Ein Überwiegen im Sinne von 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 liegt nicht vor, soweit
die Übermittlung von Informationen er-
forderlich ist zur

1. Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr
für den Bestand oder die Sicherheit
des Bundes oder eines Landes oder
für Leib, Leben oder Freiheit einer
Person oder für solche Güter der All-
gemeinheit, deren Bedrohung die
Grundlagen oder den Bestand des
Bundes oder eines Landes oder die
Grundlagen der Existenz der Men-
schen berührt, oder

2. Verfolgung einer besonders schweren
Straftat im Sinne von § 100b Abs. 2
der Strafprozessordnung,

es sei denn, dass durch die Übermittlung
eine unmittelbare Gefährdung von Leib
oder Leben einer Person zu besorgen ist
und diese Gefährdung nicht abgewendet
werden kann. Die Entscheidung trifft in
den Fällen von Satz 1 die Behördenlei-
tung oder ihre Vertretung, die unverzüg-
lich das für den Verfassungsschutz zu-
ständige Ministerium unterrichtet. Das für
den Verfassungsschutz zuständige Minis-
terium unterrichtet die Parlamentarische
Kontrollkommission.
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§ 24

Minderjährigenschutz

(1) Personenbezogene Daten minder-
jähriger Personen dürfen nach den Vor-
schriften dieses Gesetzes übermittelt wer-
den, solange die Voraussetzungen ihrer
Speicherung nach § 16 Abs. 3 erfüllt sind.
Liegen diese Voraussetzungen nicht mehr
vor, bleibt eine Übermittlung nur zulässig,
wenn sie zur Abwehr einer erheblichen
Gefahr oder zur Verfolgung einer der in 
§ 100a der Strafprozessordnung genann-
ten Straftaten erforderlich ist.

(2) Personenbezogene Daten minder-
jähriger Personen dürfen nach den Vor-
schriften dieses Gesetzes nicht an auslän-
dische oder über- oder zwischenstaatliche
Stellen übermittelt werden.

§ 25

Nachberichtspflicht

Erweisen sich personenbezogene Da-
ten nach ihrer Übermittlung nach den
Vorschriften dieses Gesetzes als unvoll-
ständig oder unrichtig, sind sie unverzüg-
lich gegenüber dem Empfänger zu be-
richtigen, wenn dies zu einer anderen Be-
wertung der Daten führen könnte oder
zur Wahrung schutzwürdiger Interessen
der betroffenen Person erforderlich ist.

§ 26

Auskunft

(1) Das Landesamt erteilt der betroffe-
nen Person über zu ihrer oder seiner Per-
son gespeicherte Daten auf Antrag unent-
geltlich Auskunft, soweit die betroffene
Person hierzu auf einen konkreten Sach-
verhalt hinweist und ein besonderes Inte-
resse an einer Auskunft darlegt. Legt die
betroffene Person nach Aufforderung ein
besonderes Interesse nicht dar, entschei-
det das Landesamt nach pflichtgemäßem
Ermessen. Die Auskunft erstreckt sich
nicht auf

1. die Herkunft der Daten und die Emp-
fänger von Übermittlungen und

2. Daten, die nicht strukturiert in auto-
matisierten Dateien gespeichert sind,
es sei denn, die betroffene Person
macht Angaben, die das Auffinden
der Daten ermöglichen, und der für
die Erteilung der Auskunft erforderli-
che Aufwand steht nicht außer Ver-
hältnis zu dem von der betroffenen
Person dargelegten Auskunftsinteres-
se.

Das Landesamt bestimmt das Verfahren,
insbesondere die Form der Auskunftser-
teilung, nach pflichtgemäßem Ermessen.

(2) Die Auskunftserteilung unterbleibt,
soweit durch sie

1. eine Gefährdung der Erfüllung der
Aufgaben zu besorgen ist,

2. Nachrichtenzugänge gefährdet sein
können oder die Ausforschung des
Erkenntnisstandes oder der Arbeits-
weise des Landesamts zu befürchten
ist,

3. die öffentliche Sicherheit gefährdet
oder sonst dem Wohl des Bundes oder
eines Landes ein Nachteil bereitet
würde oder

4. Daten oder die Tatsache ihrer Spei-
cherung preisgegeben werden, die
nach einer Rechtsvorschrift oder ih-
rem Wesen nach, insbesondere we-
gen der überwiegenden berechtigten
Interessen eines Dritten, geheim ge-
halten werden müssen.

Die Entscheidung trifft die Behördenlei-
tung oder eine von ihr besonders beauf-
tragte Mitarbeiterin oder ein von ihr be-
sonders beauftragter Mitarbeiter.

(3) Die Ablehnung der Auskunftsertei-
lung bedarf keiner Begründung. Sie ent-
hält einen Hinweis auf die Rechtsgrundla-
ge für das Fehlen der Begründung und
darauf, dass sich die betroffene Person an
die Hessische Datenschutzbeauftragte
oder den Hessischen Datenschutzbeauf-
tragten wenden kann. Mitteilungen der
oder des Hessischen Datenschutzbeauf-
tragten an die betroffene Person dürfen
ohne Zustimmung des Landesamts keine
Rückschlüsse auf den Kenntnisstand des
Landesamts zulassen.

§ 27

Dateianordnungen

(1) Für den erstmaligen Einsatz einer
automatisierten Datei nach § 16 trifft das
Landesamt in einer Dateianordnung, die
der Zustimmung des für den Verfassungs-
schutz zuständigen Ministeriums bedarf,
die in § 14 Abs. 1 Satz 1 des Bundesver-
fassungsschutzgesetzes genannten Fest-
legungen. Die oder der Hessische
Datenschutz beauftragte ist vor Erlass ei-
ner Dateianordnung anzuhören. Das Glei-
che gilt für wesentliche Änderungen von
Dateianordnungen. Das Landesamt führt
ein Verzeichnis der geltenden Dateian-
ordnungen.

(2) Das Landesamt hat in angemesse-
nen Abständen die Notwendigkeit der
Weiterführung oder Änderung der Datei-
en zu überprüfen.

(3) Ist im Hinblick auf die Dringlichkeit
der Aufgabenerfüllung die vorherige Mit-
wirkung der in Abs. 1 genannten Stellen
nicht möglich, so kann das Landesamt ei-
ne Sofortanordnung treffen. Das Verfah-
ren nach Abs. 1 ist unverzüglich nachzu-
holen.

VIERTER TEIL

Schlussvorschriften

§ 28

Einschränkung von Grundrechten

Aufgrund dieses Gesetzes können die
Grundrechte auf Versammlungsfreiheit
(Art. 8 Abs. 1 des Grundgesetzes, Art. 14
Abs. 1 der Verfassung des Landes Hes-
sen), Brief-, Post- und Fernmeldegeheim-
nis (Art. 10 Abs. 1 des Grundgesetzes,
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Art. 12 der Verfassung des Landes Hes-
sen) und Unverletzlichkeit der Wohnung
(Art. 13 Abs. 1 des Grundgesetzes, Art. 8
der Verfassung des Landes Hessen) ein-
geschränkt werden.

§ 29

Aufhebung bisherigen Rechts

Das Gesetz über das Landesamt für
Verfassungsschutz vom 19. Dezember
1990 (GVBl. I S. 753)2), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 3. Mai 2018 (GVBl. 
S. 82), wird mit Ausnahme der §§ 20 bis
22 aufgehoben; die §§ 20 bis 22 werden
mit Ablauf des 17. Januar 2019 aufgeho-
ben.

§ 30

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der
Verkündung in Kraft.

Artikel 23)

Gesetz zur parlamentarischen Kontrolle
des Verfassungsschutzes in Hessen
(Verfassungsschutzkontrollgesetz)

§ 1

Parlamentarische Kontrolle

(1) Die Landesregierung unterliegt
hinsichtlich der Tätigkeit des Landesamts
für Verfassungsschutz der parlamentari-
schen Kontrolle. Sie wird von der Parla-
mentarischen Kontrollkommission ausge-
übt.

(2) Der Landtag wählt zu Beginn jeder
Wahlperiode die Mitglieder der Parla-
mentarischen Kontrollkommission aus sei-
ner Mitte.

(3) Er bestimmt die Zahl der Mitglie-
der, die Zusammensetzung und die Ar-
beitsweise der Parlamentarischen Kon-
trollkommission.

(4) Gewählt ist, wer die Stimmen der
Mehrheit der Mitglieder des Landtags auf
sich vereint.

(5) Scheidet ein Mitglied aus dem
Landtag oder seiner Fraktion aus oder
wird es Mitglied der Landesregierung, so
verliert es seine Mitgliedschaft in der Par-
lamentarischen Kontrollkommission. Für
dieses Mitglied ist unverzüglich ein neues
Mitglied zu wählen; das Gleiche gilt,
wenn ein Mitglied aus der Parlamentari-
schen Kontrollkommission ausscheidet.

(6) Die Parlamentarische Kontrollkom-
mission wählt eine Vorsitzende oder ei-
nen Vorsitzenden aus ihrer Mitte und gibt
sich eine Geschäftsordnung. Sie oder er
wird durch eine bei der Präsidentin oder
dem Präsidenten des Landtags eingerich-
tete Geschäftsstelle unterstützt.

(7) Im Übrigen bleiben die Rechte des
Landtags unberührt.

§ 2
Geheimhaltung, Protokollierung,

Verwendung von mobilen Geräten
(1) Die Beratungen der Parlamentari-

schen Kontrollkommission sind geheim;
das Sicherstellen der Geheimhaltung ob-
liegt jedem Mitglied der Parlamentari-
schen Kontrollkommission. Hierauf weist
die oder der Vorsitzende vor Beginn jeder
Sitzung hin. Die Mitglieder sind zur Ge-
heimhaltung der Angelegenheiten ver-
pflichtet, die ihnen bei ihrer Tätigkeit in
der Parlamentarischen Kontrollkommissi-
on bekannt geworden sind. Dies gilt auch
für die Zeit nach ihrem Ausscheiden.

(2) Die Sitzungen werden durch die
Kanzlei des Landtags protokolliert. Zum
Zwecke der Protokollierung werden die
Sitzungen aufgezeichnet. Die Aufzeich-
nung ist spätestens zwei Wochen nach
Fertigstellung des Protokolls zu löschen.
Die Vorschriften der Verschlusssachenan-
weisung bleiben unberührt. Die oder der
Vorsitzende leitet das Protokoll nach Fer-
tigstellung der von der Präsidentin oder
dem Präsidenten des Landtags bestimm-
ten Stelle zur Registrierung und Verwal-
tung zu. Je eine Ausfertigung des Proto-
kolls wird beim Landesamt für Verfas-
sungsschutz sowie bei der Präsidentin
oder dem Präsidenten des Landtags als
Verschlusssache archiviert.

(3) Den Mitgliedern ist gestattet, sich
für die Beratungen während der Sitzun-
gen handschriftliche Notizen anzuferti-
gen. Aus Gründen des Geheimschutzes
stellt die oder der Vorsitzende im An-
schluss an jede Sitzung die Einziehung
und Vernichtung der handschriftlichen
Notizen mit Sitzungsbezug sicher, soweit
von der Erstellerin oder dem Ersteller der
Notizen eine Verwahrung durch die
Landtagsverwaltung nicht gewünscht
wird. Wird Verwahrung gewünscht, über-
gibt das Mitglied der oder dem Vorsitzen-
den die Unterlagen in einem verschlosse-
nen Umschlag. Die von der Präsidentin
oder dem Präsidenten des Landtags be-
stimmte Stelle zur Registrierung und Ver-
waltung von Verschlusssachen verwahrt
die handschriftlichen Notizen mit dem
Protokoll der Sitzung. Jedem Mitglied ist
auf Verlangen Einsicht in seine Notizen
zu gewähren.

(4) Der Gebrauch von Mobiltelefonen,
tragbaren elektronischen Datenverarbei-
tungsgeräten oder sonstigen Geräten zur
Aufzeichnung von Bild- und Tondaten
während der Sitzung ist nicht gestattet.
Die oder der Vorsitzende stellt vor Beginn
der Sitzung sicher, dass keine der in 
Satz 1 genannten Geräte eingesetzt wer-
den können.

§ 3
Pflicht der Landesregierung

zur Unterrichtung
(1) Das für den Verfassungsschutz zu-

ständige Ministerium unterrichtet die Par-
lamentarische Kontrollkommission umfas-
send über die allgemeine Tätigkeit des
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Landesamts für Verfassungsschutz und
über Vorgänge von besonderer Bedeu-
tung, insbesondere über wesentliche Än-
derungen im Lagebild der inneren Sicher-
heit, behördeninterne Vorgänge mit er-
heblichen Auswirkungen auf die Aufga-
benerfüllung und Einzelvorkommnisse,
die Gegenstand politischer Diskussionen
oder öffentlicher Berichterstattung sind.
Das für den Verfassungsschutz zuständige
Ministerium berichtet zu einem konkre-
ten Thema aus dem Aufgabenbereich des
Landesamts für Verfassungsschutz, sofern
die Parlamentarische Kontrollkommission
dies wünscht.

(2) Zeit, Art und Umfang der Unter-
richtung der Parlamentarischen Kontroll-
kommission werden unter Beachtung des
notwendigen Schutzes der Quellen durch
die politische Verantwortung der Landes-
regierung bestimmt.

(3) Das für den Verfassungsschutz zu-
ständige Ministerium unterrichtet die Par-
lamentarische Kontrollkommission

1. im Abstand von höchstens sechs Mo-
naten über Auskunftsersuchen nach 
§ 10 des Hessischen Verfassungs-
schutzgesetzes vom 25. Juni 2018
(GVBl. S. 302), insbesondere durch
einen Überblick über Anlass, Um-
fang, Dauer, Ergebnis und Kosten der
im Berichtszeitraum durchgeführten
Maßnahmen,

2. in jährlichem Abstand durch einen
Lagebericht zu

a) Maßnahmen nach den §§ 7, 9 und
11 des Hessischen Verfassungs-
schutzgesetzes und

b) dem Einsatz von Verdeckten Mit-
arbeiterinnen und Verdeckten
Mitarbeitern sowie Vertrauensleu-
ten nach den §§ 12 und 13 des
Hessischen Verfassungsschutzge-
setzes,

3. über die Dienstvorschrift des Landes-
amts für Verfassungsschutz für die
Zusammenarbeit mit und insbesonde-
re die Führung von Verdeckten Mit-
arbeiterinnen und Verdeckten Mitar-
beitern sowie Vertrauensleuten nach
den §§ 12 und 13 des Hessischen Ver-
fassungsschutzgesetzes.

(4) Das für den Verfassungsschutz zu-
ständige Ministerium erstattet dem Parla-
mentarischen Kontrollgremium des Bun-
des im Abstand von höchstens sechs Mo-
naten einen Bericht nach § 8b Abs. 10
Satz 1 des Bundesverfassungsschutzge-
setzes vom 20. Dezember 1990 (BGBl. I 
S. 2954, 2970), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 16. Juni 2017 (BGBl. I S. 1634),
über die Durchführung von Maßnahmen
nach § 10 Abs. 4 Nr. 2 und 3 des Hessi-
schen Verfassungsschutzgesetzes; dabei
ist insbesondere ein Überblick über An-
lass, Umfang, Dauer, Ergebnis und Kosten
der im Berichtszeitraum durchgeführten
Maßnahmen zu geben.

(5) Das für den Verfassungsschutz zu-
ständige Ministerium unterrichtet die Par-
lamentarische Kontrollkommission über

den Vollzug des Wirtschaftsplans im
Haushaltsjahr.

§ 4
Befugnisse der Parlamentarischen

Kontrollkommission
(1) Jedes Mitglied der Parlamentari-

schen Kontrollkommission kann die Ein-
berufung einer Sitzung und die Unter-
richtung der Parlamentarischen Kontroll-
kommission verlangen. Diese hat An-
spruch auf entsprechende Unterrichtung
durch die Landesregierung.

(2) Jedem Mitglied der Parlamentari-
schen Kontrollkommission ist Aktenein-
sicht zu gewähren. Die Akteneinsicht er-
streckt sich auch auf vom Landesamt für
Verfassungsschutz amtlich verwahrte
Schriftstücke sowie die Einsicht in Daten
des Landesamts für Verfassungsschutz.
Soweit im Rahmen der Akteneinsicht er-
forderlich, ist den Mitgliedern der Parla-
mentarischen Kontrollkommission Zutritt
zu den Dienststellen des Landesamts für
Verfassungsschutz zu gewähren.

(3) Die Parlamentarische Kontrollkom-
mission kann im Einzelfall zur Wahrneh-
mung ihrer Kontrollaufgaben mit der
Mehrheit von zwei Dritteln ihrer Mitglie-
der nach Anhörung der Landesregierung
beschließen, eine sachverständige Person
mit der Durchführung von Untersuchun-
gen zu beauftragen. Die sachverständige
Person hat der Parlamentarischen Kon-
trollkommission über das Ergebnis der
Untersuchungen zu berichten. Die Lan-
desregierung ist der sachverständigen
Person gegenüber in gleicher Weise zur
Auskunft und Mitwirkung verpflichtet
wie der Parlamentarischen Kontrollkom-
mission. Insbesondere ist der sachverstän-
digen Person auf Verlangen Aktenein-
sicht zu gewähren. § 2 Abs. 1 Satz 3 und 4
gilt entsprechend für die sachverständige
Person.

(4) Die Parlamentarische Kontrollkom-
mission kann der oder dem Hessischen
Datenschutzbeauftragten Gelegenheit zur
Stellungnahme in Fragen des Datenschut-
zes geben.

(5) Der Haushaltsplan des Landesamts
für Verfassungsschutz wird der Parlamen-
tarischen Kontrollkommission zur Mitbe-
ratung überwiesen.

§ 5
Unterstützung der Mitglieder der 

Parlamentarischen Kontrollkommission
(1) Die Mitglieder der Parlamentari-

schen Kontrollkommission haben das
Recht, zur Unterstützung ihrer Arbeit je
eine Mitarbeiterin oder einen Mitarbeiter
ihrer Fraktion nach Anhörung der Lan-
desregierung mit Zustimmung der Parla-
mentarischen Kontrollkommission zu be-
nennen. Voraussetzung für diese Tätig-
keit sind die Ermächtigung zum Umgang
mit Verschlusssachen und die förmliche
Verpflichtung zur Geheimhaltung.

(2) Die benannten Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter sind befugt, die Bera-
tungsgegenstände der Parlamentarischen
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Kontrollkommission mit den Mitgliedern
der Parlamentarischen Kontrollkommissi-
on zu erörtern. Sie haben grundsätzlich
keinen Zutritt zu den Sitzungen der Par-
lamentarischen Kontrollkommission. Die
Parlamentarische Kontrollkommission
kann im Einzelfall mit der Mehrheit von
zwei Dritteln ihrer Mitglieder beschlie-
ßen, dass Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter der Fraktionen an bestimmten Sitzun-
gen teilnehmen können.

(3) Die Mitglieder der Parlamentari-
schen Kontrollkommission haben auch
das Recht, die Beratungsgegenstände der
Parlamentarischen Kontrollkommission
mit der Parlamentarischen Geschäftsfüh-
rerin oder dem Parlamentarischen Ge-
schäftsführer ihrer Fraktion zu erörtern.
Für diese gilt § 2 Abs. 1 entsprechend.

§ 6

Berichterstattung

Die Parlamentarische Kontrollkommis-
sion erstattet dem Landtag mindestens in
der Mitte und am Ende jeder Wahlperi-
ode einen Bericht über ihre Kontrolltätig-
keit. Dabei nimmt sie insbesondere dazu
Stellung, ob die Landesregierung ihrer
Unterrichtungspflicht zu Vorgängen von
besonderer Bedeutung nachgekommen
ist. Die Parlamentarische Kontrollkommis-
sion erstattet dem Landtag jährlich einen
Bericht über die Durchführung sowie Art,
Umfang und Anordnungsgründe der Aus-
kunftsersuchen und Maßnahmen nach
den §§ 7, 9, 10 und 11 Abs. 2 des Hessi-
schen Verfassungsschutzgesetzes; dabei
sind die Grundsätze des § 2 Abs. 1 zu be-
achten.

§ 7

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 18. Januar 2019
in Kraft.

Artikel 2a4)

Änderung des Hessischen 
Ausführungsgesetzes zum Artikel 

10-Gesetz

§ 4 Abs. 1 des Hessischen Ausfüh-
rungsgesetzes zum Artikel 10-Gesetz vom
16. Dezember 1969 (GVBl. I S. 303), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 27. Sep-
tember 2012 (GVBl. S. 290), wird wie folgt
geändert:

1. In Satz 2 werden die Wörter „Erhe-
bung, Verarbeitung und Nutzung“
durch das Wort „Verarbeitung“ er-
setzt.

2. In Satz 4 werden nach dem Wort
„kann“ die Wörter „der oder“ einge-
fügt.

Artikel 35)

Änderung des Hessischen Gesetzes über
die öffentliche Sicherheit und Ordnung

Das Hessische Gesetz über die öffentli-
che Sicherheit und Ordnung in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 14. Janu-
ar 2005 (GVBl. I S. 14), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 3. Mai 2018 (GVBl. 
S. 82), wird wie folgt geändert: 

Die Nr. 1 bis 3 werden durch folgende 
Nr. 1 bis 3c ersetzt:

1. Die Übersicht wird wie folgt geän-
dert:

a) Nach der Angabe zu § 15b wird
folgende Angabe eingefügt:

„§ 15c Verdeckter Eingriff in 
informationstechnische
Systeme“

b) Nach der Angabe zu § 25 wird fol-
gende Angabe eingefügt:

„§ 25a Automatisierte 
Anwendung zur 
Datenanalyse“

c) Nach der Angabe zu § 30 wird fol-
gende Angabe eingefügt:

„§ 30a Meldeauflagen“

d) Der Angabe zu § 31 werden ein
Komma und die Wörter „Aufent-
haltsverbot, Kontaktverbot“ ange-
fügt.

e) Nach der Angabe zu § 31 wird fol-
gende Angabe eingefügt:

„§ 31a Elektronische 
Aufenthaltsüber-
wachung, Aufenthalts-
vorgabe und Kontakt-
verbot zur Verhütung
terroristischer 
Straftaten“

f) Nach der Angabe zu § 43a wird
folgende Angabe eingefügt:

„§ 43b Strafvorschrift“

1a. § 12 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst:

„Eine Auskunftspflicht besteht für die
in den §§ 6 und 7 genannten Perso-
nen sowie, unter den Voraussetzun-
gen der §§ 9 oder 13 Abs. 2 Nr. 1 bis
3, für die dort jeweils genannten Per-
sonen.“

1b. Dem § 13 Abs. 3 wird folgender Satz
angefügt:

„Terroristische Straftaten im Sinne
dieses Gesetzes sind Straftaten, die in
§ 129 Abs. 1 und 2 des Strafgesetz-
buchs bezeichnet und dazu bestimmt
sind,

1. die Bevölkerung auf erhebliche
Weise einzuschüchtern,

2. eine Behörde oder eine internatio-
nale Organisation rechtswidrig mit
Gewalt oder durch Drohung mit
Gewalt zu nötigen oder

3. die politischen, verfassungsrechtli-
chen, wirtschaftlichen oder sozia-
len Grundstrukturen eines Staates
oder einer internationalen Organi-
sation zu beseitigen oder erheb-
lich zu beeinträchtigen,
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und durch die Art ihrer Begehung
oder ihre Auswirkungen einen Staat
oder eine internationale Organisation
erheblich schädigen können.“

1c. § 13a wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geän-
dert:

aa) In Nr. 4 wird das Wort „oder“
am Ende gestrichen.

bb) In Nr. 5 wird der Punkt am
Ende durch das Wort „oder“
ersetzt.

cc) Als Nr. 6 wird angefügt:

„6. beratend oder unterstüt-
zend für eine Behörde
oder öffentliche Stelle
tätig sein sollen und dies
im begründeten Einzel-
fall erforderlich ist; mit
Ausnahme von anlass-
und einzelfallbezogenen
Zuverlässigkeitsüberprü-
fungen gilt dies im Be-
reich der Extremismu-
sprävention einmalig für
den Beginn der staatlich
geförderten Tätigkeit so-
wie nicht für Einrichtun-
gen der Weiterbildung
nach § 1 Abs. 1 oder 2
des Hessischen Weiter-
bildungsgesetzes vom
25. August 2001 (GVBl. I
S. 370) in der jeweils
geltenden Fassung, ei-
nen anerkannten Träger
der freien Jugendhilfe
nach § 75 des Achten
Buches Sozialgesetzbuch
oder Träger der außer-
schulischen Jugendbil-
dung nach § 36 des Hes-
sischen Kinder- und 
Jugendhilfegesetzbuchs
vom 18. Dezember 2006
(GVBl. I S. 698) in der je-
weils geltenden Fas-
sung.“

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden nach dem
Wort „Gerichte“ die Wörter
„sowie, soweit im Einzelfall
erforderlich, des Landesamts
für Verfassungsschutz“ einge-
fügt.

bb) In Satz 3 wird das Wort „Da-
tenschutzgesetzes“ durch die
Wörter „Datenschutz- und In-
formationsfreiheitsgesetzes“
ersetzt.

cc) Folgender Satz wird angefügt:

„Ihr ist Gelegenheit zur Stel-
lungnahme zu geben.“

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Satz 2 wird folgender
Satz eingefügt:

„Die Rückmeldung des Lan-
desamts für Verfassungs-

schutz erfolgt an die ersu-
chende Stelle.“

bb) In dem neuen Satz 4 wird das
Wort „Datenschutzgesetzes“
durch die Wörter „Daten-
schutz- und Informationsfrei-
heitsgesetzes“ ersetzt.

d) In Abs. 4 Satz 1 wird die Angabe
„Nr. 2 bis 5“ durch „Nr. 2 bis 6“
ersetzt.

2. § 13b wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Satz 1 wird folgender
Satz eingefügt:

„Bei sonstigen Veranstaltun-
gen in nicht öffentlicher Trä-
gerschaft kann eine Zuverläs-
sigkeitsüberprüfung bei Per-
sonen im Sinne des Satz 1
durchgeführt werden, wenn
dies zum Schutz der Veran-
staltung erforderlich ist.“

bb) In dem neuen Satz 3 werden
nach dem Wort „hört“ die
Wörter „die Hessische Daten-
schutzbeauftragte oder“ und
nach der Angabe „Satz 1“ die
Angabe „oder 2“ eingefügt

b) In Abs. 2 Satz 1 wird das Wort
„Datenschutzgesetzes“ durch die
Wörter „Datenschutz- und Infor-
mationsfreiheitsgesetzes“ ersetzt.

2a. § 14 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem
Wort „Die“ die Wörter „Ge-
fahrenabwehr- und die“ ein-
gefügt.

bb) Satz 2 und 3 werden wie folgt
gefasst:

„Der Umstand der Überwa-
chung sowie der Name und
die Kontaktdaten der oder des
Verantwortlichen sind durch
geeignete Maßnahmen zum
frühestmöglichen Zeitpunkt
erkennbar zu machen. Fest
installierte Anlagen sind alle
zwei Jahre daraufhin zu über-
prüfen, ob die Voraussetzun-
gen für ihren Betrieb weiter-
hin vorliegen.“

b) Abs. 4 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geän-
dert:

aaa) Das Wort „Gefahrenab-
wehrbehörden“ wird
durch die Wörter „Ge-
fahrenabwehr- und die
Polizeibehörden“ ersetzt.

bbb) Nr. 1 wird aufgehoben.

ccc) Die bisherige Nr. 2 wird
Nr. 1 und nach dem Wort
„Einrichtungen“ werden
die Wörter „oder Räum-
lichkeiten“ eingefügt.

ddd) Die bisherige Nr. 3 wird
Nr. 2.
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bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Soweit der Inhaber des
Hausrechts nicht Gefahrenab-
wehr- oder Polizeibehörde ist,
gilt er im Fall des Satz 1 Nr. 1
als Gefahrenabwehrbehör-
de.“

c) Abs. 6 wird wie folgt gefasst:

„(6) Die Polizeibehörden kön-
nen an öffentlich zugänglichen
Orten eine Person, deren Identität
nach diesem Gesetz oder anderen
Rechtsvorschriften festgestellt
werden soll, mittels Bild- und Ton-
übertragung

1. kurzfristig offen technisch er-
fassen, wenn dies nach den
Umständen zum Schutz von
Polizeivollzugsbeamtinnen
und Polizeivollzugsbeamten
oder Dritten gegen eine Ge-
fahr für Leib, Leben oder Frei-
heit erforderlich erscheint,

2. offen beobachten und dies
aufzeichnen, wenn dies nach
den Umständen zum Schutz
von Polizeivollzugsbeamtin-
nen und Polizeivollzugsbeam-
ten oder Dritten gegen eine
Gefahr für Leib, Leben oder
Freiheit erforderlich ist.

Soweit es für die Durchführung
von Maßnahmen nach Satz 1 un-
erlässlich ist, können personenbe-
zogene Daten auch über dritte
Personen erhoben werden. Sind
die Daten für Zwecke der Eigensi-
cherung oder der Strafverfolgung
nicht mehr erforderlich, sind sie
unverzüglich zu löschen.“

2b. In § 14a Abs. 2 Satz 1 wird die Anga-
be „7. Juli 1997 (BGBl. I S. 1650), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom
31. August 2015 (BGBl. I S. 1474),“
durch „1. Juni 2017 (BGBl. I S. 1354)“
ersetzt.

2c. § 15 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt gefasst:

„1. längerfristige Observation die
planmäßig angelegte Beob-
achtung einer Person, die
durchgehend länger als 24
Stunden dauern oder an mehr
als zwei Tagen stattfinden
soll,“

b) Die Abs. 2 bis 5 werden wie folgt
gefasst:

„(2) Die Polizeibehörden kön-
nen durch Maßnahmen nach 
Abs. 1 personenbezogene Daten
erheben

1. auch über andere als die in
den §§ 6 und 7 genannten
Personen, wenn dies zur Ab-
wehr einer Gefahr für Leib,
Leben oder Freiheit einer Per-
son oder für solche Güter der
Allgemeinheit, deren Bedro-

hung die Grundlagen oder
den Bestand des Bundes oder
eines Landes oder die Grund-
lagen der Existenz der Men-
schen berührt, erforderlich ist,

2. über Personen, wenn be-
stimmte Tatsachen die An-
nahme rechtfertigen, dass sie
innerhalb eines übersehbaren
Zeitraumes auf eine zumin-
dest ihrer Art nach konkreti-
sierte Weise eine Straftat mit
erheblicher Bedeutung bege-
hen werden, und dies zur
Verhütung dieser Straftat er-
forderlich ist,

3. über Personen, deren indivi-
duelles Verhalten die konkre-
te Wahrscheinlichkeit begrün-
det, dass sie innerhalb eines
übersehbaren Zeitraumes ei-
ne terroristische Straftat bege-
hen werden, und dies zur
Verhütung dieser Straftat er-
forderlich ist,

4. über Personen, wenn Tatsa-
chen die Annahme rechtferti-
gen, dass

a) sie mit Personen nach
Nr. 2 nicht nur flüchtig
oder in zufälligem Kon-
takt in Verbindung ste-
hen,

b) sie von der Planung oder
der Vorbereitung von
Straftaten der in Nr. 2
genannten Art oder der
Verwertung der Tatvor-
teile Kenntnis haben
oder daran mitwirken
oder die Personen nach
Nr. 2 sich ihrer zur Bege-
hung dieser Straftaten
bedienen könnten oder
werden und

c) die Datenerhebung zur
Verhütung dieser Straf-
taten erforderlich ist,

5. über die in § 13 Abs. 2 Nr. 5
genannten Personen, wenn
Tatsachen die Maßnahme
zum Schutz der gefährdeten
Person rechtfertigen.

Die Datenerhebung durch Maß-
nahmen nach Abs. 1 ist nur zuläs-
sig, soweit eine Auskunftspflicht
nach § 12 Abs. 2 besteht, wenn
andere Maßnahmen, mit Ausnah-
me der in den §§ 15a bis 17 ge-
nannten, erheblich weniger Erfolg
versprechen würden oder die poli-
zeiliche Aufgabenerfüllung mit
Hilfe anderer Maßnahmen we-
sentlich erschwert würde. Im Rah-
men der Aufgabenerfüllung kön-
nen personenbezogene Daten
auch über dritte Personen erhoben
werden, soweit dies unerlässlich
ist, um die Datenerhebung nach
Satz 1 durchführen zu können.
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Abs. 4 Satz 4 bis 8 gilt entspre-
chend.

(3) Außer bei Gefahr im Verzug
erfolgt die Anordnung von Maß-
nahmen nach Abs. 1 Nr. 2 durch
die Behördenleitung oder eine von
dieser beauftragte Bedienstete
oder einen von dieser beauftrag-
ten Bediensteten, soweit nicht
nach Abs. 5 eine richterliche An-
ordnung erforderlich ist.

(4) In oder aus Wohnungen
können die Polizeibehörden ohne
Kenntnis der betroffenen Person
durch den Einsatz technischer
Mittel Daten nur erheben, wenn
dies zur Abwehr einer dringenden
Gefahr für Leib, Leben oder Frei-
heit einer Person oder für solche
Güter der Allgemeinheit, deren
Bedrohung die Grundlagen oder
den Bestand des Bundes oder ei-
nes Landes oder die Grundlagen
der Existenz der Menschen be-
rührt, unerlässlich ist. Die Maß-
nahme nach Satz 1 darf

1. sich nur gegen eine Person
richten, die nach den §§ 6
oder 7 verantwortlich ist oder
bei der konkrete Vorberei-
tungshandlungen für sich
oder zusammen mit weiteren
bestimmten Tatsachen die be-
gründete Annahme rechtferti-
gen, dass sie terroristische
Straftaten begehen wird, und

2. nur in

a) der Wohnung der in 
Nr. 1 genannten Person
oder

b) Wohnungen anderer
Personen, wenn auf-
grund bestimmter Tatsa-
chen anzunehmen ist,
dass sich eine in Nr. 1
genannte Person dort
aufhält und die Maßnah-
me allein in deren Woh-
nung nicht zur Abwehr
der Gefahr nach Satz 1
führen wird,

durchgeführt werden. Die
Maßnahme darf auch durch-
geführt werden, wenn andere
Personen unvermeidbar be-
troffen werden. Sie ist nicht
zulässig, soweit keine Aus-
kunftspflicht der betroffenen
Person nach § 12 Abs. 2 be-
steht. Das Verbot nach Satz 4
gilt auch, wenn durch eine
gegen einen Dritten gerichte-
te Maßnahme Erkenntnisse
erlangt würden, die nicht der
Auskunftspflicht nach § 12
Abs. 2 unterliegen. Liegen
tatsächliche Anhaltspunkte
für die Annahme vor, dass
durch die Maßnahme allein
Erkenntnisse aus dem Kern-
bereich privater Lebensge-
staltung erlangt würden, ist

die Maßnahme unzulässig.
Soweit sich während der
Maßnahme tatsächliche An-
haltspunkte dafür ergeben,
dass der Kernbereich privater
Lebensgestaltung betroffen ist
und eine unmittelbare Kennt-
nisnahme erfolgt, ist die Maß-
nahme unverzüglich zu unter-
brechen; die Maßnahme darf
nur fortgesetzt werden, wenn
sie nicht unzulässig ist. Beste-
hen insoweit Zweifel, darf die
Datenerhebung ausschließlich
durch eine automatische Auf-
zeichnung erfolgen und fort-
gesetzt werden.

(5) Außer bei Gefahr in Verzug
dürfen

1. längerfristige Observationen,

2. die Anfertigung von Bildauf-
nahmen oder -aufzeichnun-
gen bestimmter Personen
oder der Einsatz technischer
Mittel zu Observationszwe-
cken durchgehend länger als
24 Stunden oder an mehr als
zwei Tagen,

3. das Abhören oder Aufzeich-
nen des nicht öffentlich ge-
sprochenen Wortes durch den
Einsatz technischer Mittel
und

4. Maßnahmen nach Abs. 4

nur nach richterlicher Anordnung
durchgeführt werden. Für das Ver-
fahren gilt § 39 Abs. 1 Satz 2 und 3
mit der Maßgabe, dass, soweit es
sich nicht um Maßnahmen nach
Abs. 4 handelt, das Amtsgericht
zuständig ist, in dessen Bezirk die
Polizeibehörde ihren Sitz hat. Die
Anordnung ergeht schriftlich. Sie
muss die Personen, gegen die sich
die Maßnahmen richten sollen, so
genau bezeichnen, wie dies nach
den zur Zeit der Anordnung vor-
handenen Erkenntnissen möglich
ist, und bei Maßnahmen nach 
Abs. 4 die zu überwachende Woh-
nung oder die zu überwachenden
Wohnräume angeben. Art, Um-
fang und Dauer der Maßnahmen
sind festzulegen sowie die wesent-
lichen Gründe darzulegen. Die
Anordnung ist auf höchstens drei
Monate zu befristen und, soweit
möglich, räumlich zu begrenzen;
liegen die Voraussetzungen der
Anordnung nicht mehr vor, sind
die aufgrund der Anordnung ge-
troffenen Maßnahmen unverzüg-
lich zu beenden. Eine dreimalige
Verlängerung um jeweils höchs-
tens drei weitere Monate ist zuläs-
sig, soweit die Voraussetzungen
fortbestehen. Hat die Polizeibehör-
de bei Gefahr im Verzug die An-
ordnung getroffen, so beantragt
sie unverzüglich die richterliche
Bestätigung der Anordnung. Die
Anordnung tritt außer Kraft, so-

322 Nr. 13 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen – 3. Juli 2018



weit sie nicht binnen drei Tagen
richterlich bestätigt wird. Maßnah-
men nach Abs. 4 dürfen nur ange-
ordnet und durchgeführt werden,
soweit aufgrund tatsächlicher An-
haltspunkte anzunehmen ist, dass
die Maßnahme nicht in den Kern-
bereich privater Lebensgestaltung
eindringen wird.“

c) In Abs. 6 werden Satz 1 und 2
durch folgende Sätze ersetzt:

„Abs. 2 bis 5 gelten nicht für das
Abhören und Aufzeichnen, wenn
dies zur Abwehr einer Gefahr für
Leib, Leben oder Freiheit einer bei
einem polizeilichen Einsatz täti-
gen Person geschieht. Das Abhö-
ren und Aufzeichnen in oder aus
Wohnungen ordnet die Polizeibe-
hörde an. Ergeben sich während
der Maßnahme Anhaltspunkte da-
für, dass der Kernbereich privater
Lebensgestaltung betroffen ist,
sind das Abhören und Aufzeich-
nen zu unterbrechen, sobald dies
ohne Gefährdung der bei dem po-
lizeilichen Einsatz tätigen Perso-
nen möglich ist.“

d) In Abs. 7 Satz 3 wird die Angabe
„§ 15“ gestrichen.

e) Als Abs. 9 wird angefügt:

„(9) Automatische Aufzeich-
nungen nach Abs. 4 Satz 8, auch
in Verbindung mit Abs. 2 Satz 4,
sind unverzüglich dem anordnen-
den Gericht zur Entscheidung
über die Verwertbarkeit oder Lö-
schung der Daten vorzulegen. Das
Gericht entscheidet, welche Teile
verwertet werden können, und
ordnet im Übrigen die unverzügli-
che Löschung an. Es unterrichtet
die Polizeibehörde unverzüglich
über den Inhalt der verwertbaren
Teile der Aufzeichnung. Bei Ge-
fahr im Verzug kann die Behör-
denleitung oder eine von dieser
beauftragte Bedienstete oder ein
von dieser beauftragter Bedienste-
ter im Benehmen mit der oder
dem Datenschutzbeauftragten der
zuständigen Polizeibehörde über
die Verwertung der Erkenntnisse
entscheiden. Bei der Sichtung der
erhobenen Daten kann sie oder er
sich der technischen Unterstüt-
zung von zwei weiteren Bediens-
teten bedienen, von denen eine
oder einer die Befähigung zum
Richteramt haben muss. Die Be-
diensteten sind zur Verschwiegen-
heit über die ihnen bekannt wer-
denden Erkenntnisse, die nicht
verwertet werden dürfen, ver-
pflichtet. Die gerichtliche Ent-
scheidung ist unverzüglich nach-
zuholen. Satz 1 bis 7 gelten ent-
sprechend für Erkenntnisse, die
durch Maßnahmen nach Abs. 4 er-
langt worden sind.“

2d. § 15a wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die Polizeibehörden kön-
nen von einem Dienstanbieter, der
geschäftsmäßig Telekommunikati-
onsdienste erbringt oder daran
mitwirkt, verlangen, dass er die
Kenntnisnahme durch Überwa-
chung und Aufzeichnung des In-
halts der Telekommunikation er-
möglicht und die näheren Umstän-
de der Telekommunikation ein-
schließlich des Standorts aktiv ge-
schalteter nicht ortsfester Tele-
kommunikationsanlagen übermit-
telt, wenn dies zur Abwehr einer
dringenden Gefahr für Leib, Le-
ben oder Freiheit einer Person
oder für solche Güter der Allge-
meinheit, deren Bedrohung die
Grundlagen oder den Bestand des
Bundes oder eines Landes oder
die Grundlagen der Existenz der
Menschen berührt, unerlässlich
ist. Die Maßnahme darf sich gegen
eine Person richten,

1. die nach den §§ 6 oder 7 ver-
antwortlich ist,

2. bei der die Voraussetzungen
des § 9 vorliegen,

3. bei der bestimmte Tatsachen
die Annahme rechtfertigen,
dass

a) sie für eine Person nach
Nr. 1 bestimmte oder
von dieser herrührende
Mitteilungen entgegen-
nimmt oder weitergibt
oder

b) eine Person nach Nr. 1
deren Telekommunikati-
onsanschluss oder End-
gerät benutzen wird, so-
weit die Maßnahme zur
Verhütung terroristischer
Straftaten unerlässlich
ist, oder

4. die in § 15 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2
oder 3 genannt ist, soweit die
Maßnahme zur Verhütung
terroristischer Straftaten uner-
lässlich ist.

Die Maßnahme darf auch durch-
geführt werden, wenn andere Per-
sonen unvermeidbar betroffen
werden. § 15 Abs. 4 Satz 4 bis 8
gilt entsprechend.“

b) In Abs. 2 Satz 5 wird das Wort
„gegenwärtigen“ gestrichen.

c) Nach Abs. 2 wird als Abs. 2a ein-
gefügt:

„(2a) Unter den Voraussetzun-
gen des Abs. 1 können die Polizei-
behörden von denjenigen, die ge-
schäftsmäßig eigene oder fremde
Telemedien zur Nutzung bereit-
halten oder den Zugang zur Nut-
zung vermitteln, Auskunft über
Nutzungsdaten nach § 15 Abs. 1
des Telemediengesetzes vom 
26. Februar 2007 (BGBl. I S. 179),
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zuletzt geändert durch Gesetz vom
28. September 2017 (BGBl. I 
S. 3530), verlangen. Die Auskunft
kann auch über zukünftige Nut-
zungsdaten verlangt werden. Un-
ter den Voraussetzungen des § 12
Abs. 1 Satz 1, Abs. 3 und 4 können
die Polizeibehörden Auskunft über
Bestandsdaten nach § 14 Abs. 1
des Telemediengesetzes verlan-
gen. Der Dienstanbieter hat die
Daten unverzüglich auf dem von
der Polizeibehörde bestimmten
Weg zu übermitteln.“

d) Die Abs. 3 bis 5 werden wie folgt
gefasst:

„(3) Die Polizeibehörden kön-
nen unter den Voraussetzungen
des Abs. 1 technische Mittel zur
Ermittlung des Standortes eines
aktiv geschalteten Mobilfunkend-
gerätes und der Geräte- und Kar-
tennummern einsetzen.

(4) Die Polizeibehörden können
zur Abwehr einer gegenwärtigen
Gefahr für Leib, Leben oder Frei-
heit einer Person oder für solche
Güter der Allgemeinheit, deren
Bedrohung die Grundlagen oder
den Bestand des Bundes oder ei-
nes Landes oder die Grundlagen
der Existenz der Menschen be-
rührt, Telekommunikationsverbin-
dungen durch den Einsatz techni-
scher Mittel unterbrechen oder
verhindern.

(5) Maßnahmen nach Abs. 1, 2
Satz 1, Abs. 2a Satz 1 und 2, 
Abs. 3 oder 4 bedürfen außer bei
Gefahr im Verzug der richterli-
chen Anordnung. Zuständig ist
das Amtsgericht, in dessen Bezirk
die Polizeibehörde ihren Sitz hat;
für das Verfahren gilt § 39 Abs. 1
Satz 3. § 15 Abs. 5 Satz 3 bis 9 gilt
entsprechend. § 15 Abs. 5 Satz 4
gilt entsprechend mit der Maßga-
be, dass bei Maßnahmen nach
Abs. 1 und 3 die Rufnummer oder
eine andere Kennung des zu über-
wachenden Anschlusses oder des
Endgeräts, sofern sich nicht aus
bestimmten Tatsachen ergibt, dass
diese zugleich einem anderen End-
gerät zugeordnet ist, anzugeben ist.
Bei Maßnahmen nach Abs. 2 Satz 1
sowie Abs. 2a Satz 1 und 2 genügt
abweichend von Satz 4 eine räum-
lich und zeitlich hinreichende Be-
zeichnung der Telekommunikati-
on, sofern andernfalls die Errei-
chung des Zwecks der Maßnahme
aussichtslos oder wesentlich er-
schwert wäre. § 15 Abs. 9 Satz 1
bis 7 gilt entsprechend."

e) Abs. 6 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Maßnahmen nach Abs. 2
Satz 4 dürfen auf Antrag der
Behördenleitung oder einer
oder eines von dieser beauf-
tragten Bediensteten durch

das Gericht angeordnet wer-
den.“

bb) In Satz 6 wird die Angabe
„bis 4“ durch „bis 5“ ersetzt.

2e. § 15b wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 werden die Wörter
„Wenn dies zur Abwehr einer ge-
genwärtigen Gefahr für Leib, Le-
ben oder Freiheit einer Person un-
erlässlich ist,“ durch die Angabe
„Unter den Voraussetzungen des 
§ 15a Abs. 1“ ersetzt.

b) Dem Abs. 2 wird folgender 
Satz angefügt:

„Kopierte Daten sind nach dem
Stand der Technik gegen Verän-
derung, unbefugte Löschung und
unbefugte Kenntnisnahme zu
schützen.“

c) Abs. 3 wird aufgehoben.

d) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 3
und wie folgt gefasst:

„(3) § 15 Abs. 4 Satz 4 bis 8 gilt
entsprechend. § 15 Abs. 5 Satz 1 bis
9 gilt entsprechend mit der Maßga-
be, dass das informationstechnische
System, in das zur Datenerhebung
eingegriffen werden soll, in der An-
ordnung möglichst genau zu be-
zeichnen ist. § 15 Abs. 9 Satz 1 bis
7 gilt entsprechend."

2f. Nach § 15b wird als § 15c eingefügt:

„§ 15c

Verdeckter Eingriff in
informationstechnische Systeme

(1) Die Polizeibehörden können
ohne Wissen der betroffenen Person
mit technischen Mitteln in von der
betroffenen Person genutzte informa-
tionstechnische Systeme eingreifen
und aus ihnen Daten erheben, wenn
dies zur Abwehr einer dringenden
Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit
einer Person oder für solche Güter
der Allgemeinheit, deren Bedrohung
die Grundlagen oder den Bestand des
Bundes oder eines Landes oder die
Grundlagen der Existenz der Men-
schen berührt, unerlässlich ist.

(2) Eine Maßnahme nach Abs. 1
darf sich nur gegen eine Person rich-
ten, die nach den §§ 6 oder 7 verant-
wortlich ist, und nur in die von dieser
Person genutzten informationstechni-
schen Systeme eingreifen. Eine Maß-
nahme nach Abs. 1 ist auch gegen ei-
ne in § 15 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 oder 3
genannte Person zulässig, soweit dies
zur Verhütung terroristischer Strafta-
ten unerlässlich ist. In informations-
technische Systeme anderer Personen
darf die Maßnahme nur eingreifen,
wenn Tatsachen die Annahme recht-
fertigen, dass eine in Satz 1 oder 2
genannte Person dort ermittlungsrele-
vante Informationen speichert und
dies unerlässlich ist. Die Maßnahme
darf auch durchgeführt werden,
wenn andere Personen unvermeidbar
betroffen werden.
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(3) § 15b Abs. 2 gilt entsprechend.
§ 15 Abs. 4 Satz 4 bis 6 gilt entspre-
chend mit der Maßgabe, dass, soweit
möglich, technisch sicherzustellen ist,
dass Daten, die den Kernbereich pri-
vater Lebensgestaltung betreffen,
nicht erhoben werden. § 15 Abs. 5
Satz 1 bis 9 gilt entsprechend mit der
Maßgabe, dass das informationstech-
nische System, in das zur Datenerhe-
bung eingegriffen werden soll, in der
Anordnung möglichst genau zu be-
zeichnen ist. § 15 Abs. 9 Satz 1 bis 7
gilt entsprechend für Erkenntnisse,
die nach Abs. 1 und 2 erlangt worden
sind.“

2g. § 16 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die Polizeibehörden kön-
nen durch Polizeivollzugsbeamtin-
nen und Polizeivollzugsbeamte,
die unter einer Legende eingesetzt
werden (verdeckt ermittelnde Per-
sonen – VE-Personen), personen-
bezogene Daten unter den Vor-
aussetzungen des § 15 Abs. 2 
Satz 1 erheben.“

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem
Wort „zulässig,“ die Angabe
„soweit eine Auskunftspflicht
nach § 12 Abs. 2 besteht und“
eingefügt und die Angabe
„15, 15a“ durch „15 bis 15c“
ersetzt.

bb) Nach Satz 2 werden folgende
Sätze eingefügt:

„Liegen tatsächliche Anhalts-
punkte vor, dass durch den
Einsatz von V  Personen oder
VE-Personen allein Erkennt-
nisse aus dem Kernbereich
privater Lebensgestaltung er-
langt würden, ist deren Ein-
satz unzulässig. Ergeben sich
während der Durchführung
des Einsatzes Anhaltspunkte
dafür, dass der Kernbereich
privater Lebensgestaltung be-
troffen ist, ist der Einsatz zu
unterbrechen, sobald dies oh-
ne Gefährdung der eingesetz-
ten Personen möglich ist.“

c) Abs. 5 wird wie folgt gefasst:

„(5) Eine Anordnung über den
Einsatz von V-Personen oder VE-
Personen erfolgt außer bei Gefahr
im Verzug schriftlich durch die Be-
hördenleitung oder eine von die-
ser beauftragte Bedienstete oder
einen von dieser beauftragten Be-
diensteten. Abweichend von Satz 1
bedarf der Einsatz von V-Perso-
nen, der sich gegen eine bestimm-
te Person richtet, und von VE-Per-
sonen mit einer auf Dauer ange-
legten Legende einer richterlichen
Anordnung. Bei Gefahr im Verzug
kann die Anordnung nach Satz 2
auch durch die Behördenleitung
oder eine von dieser beauftragte

Bedienstete oder einen von dieser
beauftragten Bediensteten schrift-
lich getroffen werden. Ist eine An-
ordnung nach Satz 3 ergangen, so
ist unverzüglich die richterliche
Bestätigung der Anordnung zu be-
antragen; die Anordnung tritt au-
ßer Kraft, soweit sie nicht binnen
drei Tagen richterlich bestätigt
wird. Eine Anordnung muss die
Personen, gegen die sich der Ein-
satz richten soll, so genau bezeich-
nen, wie dies nach den zur Zeit
der Anordnung vorhandenen Er-
kenntnissen möglich ist. Art, Um-
fang und Dauer des Einsatzes sind
festzulegen und die wesentlichen
Gründe anzugeben. Eine Verlän-
gerung ist zulässig, soweit die Vo-
raussetzungen fortbestehen. Für
eine richterliche Anordnung ist
das Amtsgericht zuständig, in des-
sen Bezirk die Polizeibehörde ih-
ren Sitz hat; für das Verfahren gilt
§ 39 Abs. 1 Satz 3. Die Staatsan-
waltschaft ist unverzüglich über
eine Anordnung nach Satz 2 zu
unterrichten.“

2h. § 17a wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 wird die Angabe 
„Satz 3“ durch „Satz 4“ ersetzt.

b) Satz 5 wird folgt gefasst:

„§ 1 Abs. 2 bis 7 sowie die §§ 2
und § 4 Abs. 2 des Verfassungs-
schutzkontrollgesetzes vom 25. Ju-
ni 2018 (GVBl. S. 302, 317) in der
jeweils geltenden Fassung gelten
entsprechend.“

2i. § 20 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 3 werden nach der
Angabe „Abs. 4“ die Angabe
„oder § 15c“ und nach dem Wort
„Gefahr“ die Wörter „oder Gefah-
renlage“ eingefügt und das Wort
„Vorschrift“ durch die Wörter „je-
weiligen Vorschrift“ ersetzt.

b) Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst:

„Für die Weiterverarbeitung von
personenbezogenen Daten, die
durch einen verdeckten Einsatz
technischer Mittel in oder aus
Wohnungen oder einen verdeck-
ten Eingriff in informationstechni-
sche Systeme erlangt wurden, gilt
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b mit
der Maßgabe entsprechend, dass

1. bei personenbezogenen Da-
ten, die durch einen verdeck-
ten Einsatz technischer Mittel
in oder aus Wohnungen er-
langt wurden, eine Gefahr im
Sinne des § 15 Abs. 4 und

2. bei personenbezogenen Da-
ten, die durch einen verdeck-
ten Eingriff in informations-
technische Systeme erlangt
wurden, eine Gefahr oder Ge-
fahrenlage im Sinne des § 15c
Abs. 1 oder 2

vorliegen muss.“
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c) In Abs. 9 Satz 3 wird die Angabe
„13a und 13b“ durch „13a, 13b
und 25a“ ersetzt.

2j. Nach § 25 wird als § 25a eingefügt:

„§ 25a

Automatisierte Anwendung
zur Datenanalyse

(1) Die Polizeibehörden können in
begründeten Einzelfällen gespeicher-
te personenbezogene Daten mittels
einer automatisierten Anwendung zur
Datenanalyse weiterverarbeiten zur
vorbeugenden Bekämpfung von in 
§ 100a Abs. 2 der Strafprozessord-
nung genannten Straftaten oder zur
Abwehr einer Gefahr für den Bestand
oder die Sicherheit des Bundes oder
eines Landes oder Leib, Leben oder
Freiheit einer Person oder Sachen von
bedeutendem Wert, deren Erhaltung
im öffentlichen Interesse geboten ist,
oder wenn gleichgewichtige Schäden
für die Umwelt zu erwarten sind.

(2) Im Rahmen der Weiterverarbei-
tung nach Abs. 1 können insbesonde-
re Beziehungen oder Zusammenhän-
ge zwischen Personen, Personen-
gruppierungen, Institutionen, Organi-
sationen, Objekten und Sachen her-
gestellt, unbedeutende Informationen
und Erkenntnisse ausgeschlossen, die
eingehenden Erkenntnisse zu be-
kannten Sachverhalten zugeordnet
sowie gespeicherte Daten statistisch
ausgewertet werden.

(3) Die Einrichtung und wesentli-
che Änderung einer automatisierten
Anwendung zur Datenanalyse erfol-
gen durch Anordnung der Behörden-
leitung oder einer oder eines von die-
ser beauftragten Bediensteten. Die
oder der Hessische Datenschutzbe-
auftragte ist vor der Einrichtung oder
wesentlichen Änderung nach Satz 1
anzuhören; bei Gefahr im Verzug ist
die Anhörung nachzuholen.“

3. § 26 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter
„Stellen außerhalb des öffent-
lichen Bereichs“ durch
„nichtöffentlichen Stellen“
und die Wörter „für Leben,
Gesundheit oder Freiheit“
durch „Leib, Leben oder Frei-
heit einer Person oder Sachen
von bedeutendem Wert, de-
ren Erhaltung im öffentlichen
Interesse geboten ist,“ ersetzt.

bb) Nach Satz 1 wird folgender
Satz eingefügt:

„Eine solche Gefahr liegt in
der Regel auch dann vor,
wenn konkrete Vorberei-
tungshandlungen die Annah-
me rechtfertigen, dass terro-
ristische Straftaten begangen
werden sollen.“

b) Abs. 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Die Maßnahme darf nur
aufgrund richterlicher Anordnung
auf Antrag der Behördenleitung
getroffen werden. Zuständig ist
das Amtsgericht, in dessen Bezirk
die Polizeibehörde ihren Sitz hat.
Für das Verfahren gelten die Vor-
schriften des Gesetzes über das
Verfahren in Familiensachen und
in den Angelegenheiten der frei-
willigen Gerichtsbarkeit vom 
17. Dezember 2008 (BGBl. I 
S. 2586, 2587), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 20. Juli 2017
(BGBl. I S. 2780), entsprechend.
Die oder der Hessische Daten-
schutzbeauftragte ist durch die 
Polizeibehörde unverzüglich über
die Anordnung zu unterrichten.“

3a. § 28 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 wird die Angabe „Satz 1
und Abs. 3“ durch „Satz 1, Abs. 2a
Satz 1 und 2, Abs. 3“ ersetzt und
nach der Angabe „15b,“ wird die
Angabe „15c,“ eingefügt.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 4 werden nach der An-
gabe „Satz 1“ ein Komma
und die Angabe „Abs. 2a 
Satz 1 und 2“ und nach dem
Wort „Telekommunikation“
ein Komma und die Wörter
„die Nutzerin oder der Nut-
zer“ eingefügt.

bb) Nach Nr. 5 wird als neue Nr. 6
eingefügt:

„6. Maßnahmen nach § 15c
die Zielperson, die mit-
betroffenen Personen
und die Angaben zur
Identifizierung des infor-
mationstechnischen Sys-
tems und die daran vor-
genommenen nicht nur
flüchtigen Veränderun-
gen,“

cc) Die bisherigen Nr. 6 und 7
werden die Nr. 7 und 8.

3b. Nach § 30 wird als § 30a eingefügt:

„§ 30a

Meldeauflagen

Die Polizeibehörden können zur
Verhütung von Straftaten eine Person
anweisen, sich an bestimmten Tagen
bis zu zweimal zu bestimmten Zeiten
bei einer bestimmten polizeilichen
Dienststelle zu melden (Meldeaufla-
ge), wenn Tatsachen die Annahme
rechtfertigen, dass sie eine Straftat
begehen wird. Die Meldung hat bei
der Polizeistation oder bei dem Poli-
zeirevier des gewöhnlichen Aufent-
haltsortes zu erfolgen; mit Einver-
ständnis der betroffenen Person kann
auch eine andere Dienststelle einer
Polizeibehörde des Bundes oder der
Länder bestimmt werden. Sofern die
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Meldeauflage im Zusammenhang mit
einer Veranstaltung erfolgt, ist sie auf
diese oder eine zusammenhängende
Serie von Veranstaltungen zu be-
schränken. Die Meldeauflage ist auf
höchstens drei Monate zu befristen.
Eine Verlängerung um jeweils bis zu
drei Monate ist möglich, soweit die
Voraussetzungen der Meldeauflage
fortbestehen. Die Verlängerung der
Maßnahme bedarf außer bei Gefahr
im Verzug der richterlichen Anord-
nung. Bei Gefahr im Verzug ist die
richterliche Anordnung unverzüglich
nachzuholen. Liegen die Vorausset-
zungen der Maßnahme nicht mehr
vor, ist sie unverzüglich zu beenden.
Zuständig ist das Amtsgericht, in des-
sen Bezirk die Polizeibehörde ihren
Sitz hat. Für das Verfahren gelten die
Vorschriften des Gesetzes über das
Verfahren in Familiensachen und in
den Angelegenheiten der freiwilligen
Gerichtsbarkeit entsprechend.“

3c. § 31 wird wie folgt geändert:

a) Der Überschrift werden ein Kom-
ma und die Wörter „Aufenthalts-
verbot, Kontaktverbot“ angefügt.

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden nach dem
Wort „angeordnet“ die Wörter
„und der Kontakt mit be-
stimmten Personen oder Per-
sonen einer bestimmten
Gruppe untersagt“ eingefügt.

bb) In Satz 3 werden die Wörter
„solche Maßnahme“ durch
die Angabe „Maßnahme nach
Satz 1 oder 2“ ersetzt.

c) Abs. 3 Satz 2 bis 4 werden durch
folgende Sätze ersetzt:

„Unter den Voraussetzungen des
Satz 1 können die Polizeibehörden
einer Person auch den Kontakt mit
bestimmten Personen oder Perso-
nen einer bestimmten Gruppe un-
tersagen. Ein Verbot nach Satz 1
oder 2 ist zeitlich und örtlich auf
den zur Verhütung der Straftat er-
forderlichen Umfang zu beschrän-
ken. Es darf die Dauer von drei
Monaten nicht überschreiten. 
§ 31a sowie die Vorschriften des
Versammlungsrechts bleiben un-
berührt.“

4. Nach § 31 wird als § 31a eingefügt:

„§ 31a

Elektronische
Aufenthaltsüberwachung, 
Aufenthaltsvorgabe und 

Kontaktverbot zur Verhütung 
terroristischer Straftaten

(1) Die Polizeibehörden können
zur Verhütung von terroristischen
Straftaten eine Person dazu verpflich-
ten, ein technisches Mittel, mit dem
der Aufenthaltsort dieser Person elek-
tronisch überwacht werden kann,
ständig in betriebsbereitem Zustand

am Körper bei sich zu führen und
dessen Funktionsfähigkeit nicht zu
beeinträchtigen, wenn

1. bestimmte Tatsachen die Annah-
me rechtfertigen, dass diese Per-
son innerhalb eines übersehbaren
Zeitraums auf eine zumindest ih-
rer Art nach konkretisierte Weise
eine Straftat im oben genannten
Sinn begehen wird, oder

2. deren individuelles Verhalten eine
konkrete Wahrscheinlichkeit dafür
begründet, dass sie innerhalb ei-
nes übersehbaren Zeitraums eine
Straftat im oben genannten Sinn
begehen wird,

um diese Person durch die Überwa-
chung und die Datenverarbeitung
von der Begehung dieser Straftaten
abzuhalten.

(2) Die Polizeibehörden können
der Person, deren Aufenthaltsort nach
Abs. 1 elektronisch überwacht wer-
den darf, aufgeben,

1. einen bestimmten Bereich nicht
ohne Erlaubnis der Polizeibehörde
zu verlassen,

2. sich nicht an bestimmten Orten
aufzuhalten, die ihr Gelegenheit
oder Anreiz zu Straftaten bieten
können,

3. den Kontakt mit bestimmten Per-
sonen oder Personen einer be-
stimmten Gruppe zu unterlassen.

Die Maßnahmen nach Satz 1 sind
zeitlich und örtlich auf den zur Ver-
hütung der Straftat erforderlichen
Umfang zu beschränken und sind auf
höchstens drei Monate zu befristen.
Eine Verlängerung um jeweils bis zu
drei Monate ist möglich, soweit die
Voraussetzungen der Maßnahme fort-
bestehen. Die Vorschriften des Ver-
sammlungsrechts bleiben unberührt.

(3) Die Maßnahme nach Abs. 1
und die Verlängerung der Maßnah-
men nach Abs. 2 dürfen nur aufgrund
richterlicher Anordnung auf Antrag
der Behördenleitung getroffen wer-
den. Bei Gefahr im Verzug kann die
Anordnung nach Satz 1 durch eine
von der Behördenleitung beauftragte
Person getroffen werden. In diesem
Fall ist die richterliche Anordnung
unverzüglich nachzuholen. Die An-
ordnung ist auf höchstens drei Mona-
te zu befristen. Eine Verlängerung
um jeweils bis zu drei Monate ist
möglich, soweit die Anordnungsvor-
aussetzungen fortbestehen. Liegen
die Voraussetzungen nicht mehr vor,
ist die Maßnahme unverzüglich zu
beenden. Zuständig ist das Amtsge-
richt, in dessen Bezirk die Polizeibe-
hörde ihren Sitz hat. Für das Verfah-
ren gelten die Vorschriften des Geset-
zes über das Verfahren in Familiensa-
chen und in den Angelegenheiten der
freiwilligen Gerichtsbarkeit entspre-
chend.
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(4) Die Anordnung nach Abs. 3 er-
geht schriftlich. In ihr sind anzugeben

1. die Person, gegen die sich die
Maßnahme richtet mit Name und
Anschrift,

2. Art, Umfang und Dauer der Maß-
nahme,

3. im Falle der Aufenthaltsvorgabe
nach Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 oder 2 die
Bezeichnung der Orte, von denen
sich die Person ohne Erlaubnis der
Polizeibehörde nicht entfernen
oder an denen sich die Person oh-
ne Erlaubnis der Polizeibehörde
nicht aufhalten darf,

4. im Falle des Kontaktverbots nach
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 die Personen
oder die Gruppe, mit denen oder
mit der der betroffenen Person der
Kontakt untersagt ist, soweit mög-
lich, mit Name und Anschrift,

5. die wesentlichen Gründe.

(5) Die Polizeibehörden können
mithilfe der von der betroffenen Per-
son mitgeführten technischen Mittel
automatisiert Daten über deren Auf-
enthaltsort sowie über etwaige Beein-
trächtigungen der Datenerhebung
verarbeiten. Durch Rechtsverordnung
der Ministerin oder des Ministers des
Innern und für Sport kann bestimmt
werden, dass eine andere öffentliche
Stelle als die Polizeibehörde die in
Satz 1 genannten Daten verarbeitet.
Soweit es technisch möglich ist, ist si-
cherzustellen, dass innerhalb der
Wohnung der Person keine über den
Umstand ihrer Anwesenheit hinaus-
gehenden Aufenthaltsdaten erhoben
werden. Die Daten dürfen ohne Ein-
willigung der betroffenen Person nur
verarbeitet werden, soweit dies erfor-
derlich ist für folgende Zwecke:

1. zur Verhütung zu erwartender
Straftaten sowie zur Verfolgung
von Straftaten im Sinne des 
Abs. 1,

2. zur Feststellung von Verstößen ge-
gen Maßnahmen nach Abs. 2,

3. zur Abwehr einer erheblichen ge-
genwärtigen Gefahr für Leib, Le-
ben oder Freiheit einer dritten Per-
son oder

4. zur Aufrechterhaltung der Funkti-
onsfähigkeit der technischen Mittel.

Zur Einhaltung der Zweckbindung
nach Satz 4 hat die Verarbeitung der
Daten automatisiert zu erfolgen und es
sind die Daten gegen unbefugte
Kenntnisnahme besonders zu sichern.
Die in Satz 1 genannten Daten sind
spätestens zwei Monate nach ihrer Er-
hebung zu löschen, soweit sie nicht für
die in Satz 4 genannten Zwecke verar-
beitet werden. Jeder Abruf der Daten
ist zu protokollieren. Die Protokollda-
ten sind nach zwölf Monaten zu lö-
schen. Werden innerhalb der Woh-
nung der betroffenen Person über den
Umstand ihrer Anwesenheit hinausge-
hende Aufenthaltsdaten erhoben, dür-

fen diese nicht verwendet werden und
sind unverzüglich nach Kenntnisnah-
me zu löschen. Die Tatsache ihrer
Kenntnisnahme und Löschung ist zu
dokumentieren. Die Dokumentation
darf ausschließlich für Zwecke der Da-
tenschutzkontrolle verwendet werden.
Sie ist nach Abschluss der Daten-
schutzkontrolle zu löschen.“

5. In § 32 Abs. 1 Nr. 3 wird die Angabe
„§ 31“ durch „den §§ 31 und 31a“ er-
setzt.

6. In § 33 Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe
„vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I 
S. 2586, 2587), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 1. März 2017 (BGBl. I 
S. 386)“ gestrichen.

7. § 35 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nr. 4 Satz 2 wird aufgehoben.

bb) Folgende Sätze werden angefügt:

„In der richterlichen Entschei-
dung über eine Freiheitsentzie-
hung aufgrund des § 32 Abs. 1 ist
die höchstzulässige Dauer zu be-
stimmen. Sie darf 

1. im Falle des § 32 Abs. 1 Nr. 2
sechs Tage,

2. im Falle des § 32 Abs. 1 Nr. 3,
soweit es sich um Maßnah-
men nach § 31a handelt, zehn
Tage,

3. in den übrigen Fällen des § 32
Abs. 1 zwei Tage

nicht überschreiten.“

8. In § 36 Abs. 4 werden die Wörter
„dies gilt nicht“ durch „dies gilt au-
ßer im Falle einer mit einer Entklei-
dung verbundenen körperlichen
Durchsuchung nicht“ ersetzt.

9. In § 42 Abs. 3 Satz 1 werden nach der
Angabe „§ 979 Abs. 1 Satz 2“ ein
Komma und die Angabe „Abs. 1a
und 1b“ eingefügt.

10. In § 43 Abs. 2 Satz 2 werden die Wör-
ter „nach den Vorschriften des Bür-
gerlichen Gesetzbuches zu hinterle-
gen“ durch die Angabe „in Verwah-
rung zu nehmen; § 41 Abs. 1 gilt ent-
sprechend“ ersetzt.

11. In § 43a Abs. 4 Satz 4 werden die An-
gabe „vom 19. Februar 1987 (BGBl. I
S. 603)“ durch „der Bekanntmachung
vom 19. Februar 1987 (BGBl. I 
S. 602)“ und die Angabe „7. August
2007 (BGBl. I S. 1786)“ durch 
„27. August 2017 (BGBl. I S. 3295)“
ersetzt.

12. Nach § 43a wird als § 43b eingefügt:

„§ 43b

Strafvorschrift

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei
Jahren oder mit Geldstrafe wird be-
straft, wer einer vollstreckbaren ge-
richtlichen Anordnung nach § 31a
Abs. 3 Satz 1 oder einer vollziehbaren
Anordnung nach § 31a Abs. 3 Satz 2
zuwider handelt und dadurch den
Zweck der Anordnung gefährdet.
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(2) Die Tat wird nur auf Antrag der
nach § 31a Abs. 3 zuständigen Behör-
denleitung verfolgt.“

13. In § 61 Abs. 1 Nr. 5 wird die Angabe
„30. November 2015 (GVBl. S. 498)“
jeweils durch „3. Mai 2018 (GVBl. 
S. 82)“ ersetzt.

14. Dem § 71a Abs. 1 wird folgender Satz
angefügt:

„In diesen Gefahrenabwehrverord-
nungen können auch Kenntnisse und
Fähigkeiten zur Haltung und zum
Führen von Hunden verlangt sowie
eine elektronisch lesbare Kennzeich-
nung und Registrierung, mit der auch
Dritte beauftragt werden können,
vorgeschrieben werden.“

15. In § 82 Abs. 1 Satz 1 werden nach
dem Wort „Gemeindeordnung“ ein
Semikolon und die Wörter „dies gilt
auch für die damit im Zusammen-
hang stehenden Aufgaben der Verfol-
gung und Ahndung von Ordnungs-
widrigkeiten“ eingefügt.

16. In § 83 Abs. 1 werden nach dem Wort
„Gefahrenabwehr“ die Wörter „oder
damit im Zusammenhang stehende
Aufgaben der Verfolgung und Ahn-
dung von Ordnungswidrigkeiten“
eingefügt.

17. § 99 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 4 Nr. 1 werden die Wörter
„allgemein die Befugnisse von
Hilfspolizeibeamtinnen und Hilfs-
polizeibeamten haben“ durch „zur
Wahrnehmung bestimmter Aufga-
ben der Gefahrenabwehr oder zur
hilfsweisen Wahrnehmung be-
stimmter polizeilicher Aufgaben
allgemein Hilfspolizeibeamtinnen
und Hilfspolizeibeamte sind“ er-
setzt.

b) In Abs. 5 werden nach der Angabe
„(GVBl. S. 581)“ ein Komma und
die Angabe „zuletzt geändert
durch Gesetz vom 5. Oktober 2017
(GVBl. S. 294),“ eingefügt.

18. § 102 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe
„Verordnung vom 31. August
2015 (BGBl. I S. 1474)“ durch
„Gesetz vom 24. Mai 2016
(BGBl. I S. 1217)“ ersetzt.

bb) Satz 2 wird aufgehoben.

b) Als Abs. 4 wird angefügt:

„(4) Abs. 1 und 2 gelten auch für
Bedienstete von Polizeibehörden
und -dienststellen, die außerhalb
der Bundesrepublik Deutschland
ihren Sitz haben, entsprechend,
wenn Gegenseitigkeit gewährleis-
tet ist oder das Ministerium des In-
nern Amtshandlungen dieser Poli-
zeibehörden und -dienststellen in
Hessen allgemein oder im Einzel-
fall zustimmt. Die Bestimmungen
des Beschlusses 2008/615/JI des
Rates vom 23. Juni 2008 zur Vertie-
fung der grenzüberschreitenden
Zusammenarbeit, insbesondere zur
Bekämpfung des Terrorismus und
der grenzüberschreitenden Krimi-
nalität (ABl. EU Nr. L 210 S. 1), sind
bei der polizeilichen Zusammenar-
beit mit den Mitgliedstaaten der
Europäischen Union anwendbar.“

Artikel 3a6)

Änderung des Hessischen 
Besoldungsgesetzes

In der Anlage I Besoldungsordnung B
Besoldungsgruppe B 2 des Hessischen
Besoldungsgesetzes vom 27. Mai 2013
(GVBl. S. 218, 256, 508), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 21. Juni 2018 (GVBl. 
S. 291), werden nach den Wörtern „Vize-
präsident der Hessischen Lehrkräfteaka-
demie“ die Wörter „Vizepräsidentin des
Landesamts für Verfassungsschutz Hes-
sen“ und „Vizepräsident des Landesamts
für Verfassungsschutz Hessen“ eingefügt.

Artikel 4

Einschränkung von Grundrechten

Die Grundrechte auf Leben und körper-
liche Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 Satz 1
des Grundgesetzes, Art. 3 der Verfassung
des Landes Hessen), auf die Freiheit der
Person (Art. 2 Abs. 2 Satz 2 des Grundge-
setzes, Art. 5 der Verfassung des Landes
Hessen), auf das Brief-, Post- und Fernmel-
degeheimnis (Art. 10 Abs. 1 des Grundge-
setzes, Art. 12 der Verfassung des Landes
Hessen), auf die Freizügigkeit (Art. 11 
Abs. 1 des Grundgesetzes, Art. 6 der Ver-
fassung des Landes Hessen) sowie auf die
Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 des
Grundgesetzes, Art. 8 der Verfassung des
Landes Hessen) werden durch Art. 3 dieses
Gesetzes eingeschränkt.

Artikel 5

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der
Verkündung in Kraft.
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Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt.
Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen zu verkünden.

Wiesbaden, den 25. Juni 2018

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  

B o u f f i e r d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t  

B e u t h6) Ändert FFN 323-153
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Artikel 1

Das Hessische Verwaltungskostenge-
setz in der Fassung der Bekanntmachung
vom 12. Januar 2004 (GVBl. I S. 36), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 13. De-
zember 2012 (GVBl. S. 622), wird wie
folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der
Angabe zu § 23 folgende Angabe ein-
gefügt:

„§ 24 Übergangsbestimmung“

2. In § 2 Abs. 2 werden die Wörter „ei-
nem Jahr nach In-Kraft-Treten“ durch
„drei Jahren nach Inkrafttreten“ und
das Wort „fünftausend“ durch die
Angabe „10 000“ ersetzt.

3. In § 3 Abs. 4 wird das Wort „Gemein-
schaften“ durch „Union“ ersetzt.

4. § 4 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter
„vom Hundert“ durch das Wort
„Prozent“ ersetzt.

b) In Abs. 3 Satz 2 wird das Wort
„fünftausend“ durch die Angabe
„5 000“ ersetzt.

c) Abs. 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter
„vom Hundert“ durch das
Wort „Prozent“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird das Wort „ein-
tausendfünfhundert“ durch
die Angabe „1 500“ ersetzt.

d) Abs. 5 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter
„vom Hundert“ durch das
Wort „Prozent“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird das Wort „ein-
tausendzweihundertfünfzig“
durch die Angabe „1 250“ er-
setzt.

5. § 7 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Nr. 2 wird wie folgt gefasst:

„2. Überwachungsmaßnahmen auf-
grund einer Beschwerde,
wenn kein Verstoß gegen ei-
ne Rechtsvorschrift oder einen
Verwaltungsakt festgestellt
wird,“

b) In Nr. 3 Buchst. b werden nach
dem Wort „schriftliche“ die Wörter
„oder elektronische“ eingefügt.

6. In § 8 Abs. 1 Nr. 2 werden das Wort
„fünfhundert“ durch die Angabe

„500“ ersetzt und nach dem Wort
„übersteigt“ die Wörter „und eine
entsprechende gegenseitige Gebüh-
renfreiheit gewährleistet ist“ einge-
fügt.

7. § 9 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geän-
dert:

a) In Nr. 1 wird die Angabe „12. De-
zember 2007 (BGBl. I S. 2840)“
durch „11. Oktober 2016 (BGBl. I
S. 2222)“ ersetzt.

b) In Nr. 2 werden die Wörter „Tele-
fondienstleistungen im Tarifbe-
reich City“ durch „Telekommuni-
kationsdienstleistungen nach Pau-
schaltarifen“ ersetzt.

8. § 14 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem
Wort „schriftlich“ die Wörter
„oder elektronisch“ einge-
fügt.

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Soweit sie schriftlich oder
elektronisch ergeht, ist die
Rechtsgrundlage für die Erhe-
bung der Kosten sowie deren
Berechnung anzugeben; dies
gilt auch, wenn die mündliche
Kostenentscheidung schrift-
lich oder elektronisch bestä-
tigt wird.“

b) Als Abs. 3 wird angefügt:

„(3) Die Kostenfestsetzung so-
wie ihre Aufhebung oder Ände-
rung ist nicht mehr zulässig, wenn
die Festsetzungsfrist abgelaufen
ist. Die Festsetzungsfrist beträgt
vier Jahre. Sie beginnt mit Ablauf
des Kalenderjahres, in dem die
Kostenschuld entstanden ist. Die
Festsetzungsfrist läuft nicht ab, so-
lange

1. über einen vor Ablauf der
Frist gestellten Antrag auf
Aufhebung oder Änderung
der Festsetzung oder einen
eingelegten Rechtsbehelf
nicht unanfechtbar entschie-
den worden ist oder

2. der Kostenanspruch wegen
höherer Gewalt innerhalb der
letzten sechs Monate der
Festsetzungsfrist nicht ver-
folgt werden kann.

Ist die Amtshandlung zu Beginn
des Kalenderjahres, mit dem die
Festsetzungsfrist abläuft, noch
nicht beendet, endet die Festset-
zungsfrist abweichend von Satz 2
erst mit Ablauf des Kalenderjah-

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz
zur Änderung des Hessischen Verwaltungskostengesetzes*)

Vom 23. Juni 2018

*) Ändert FFN 305-5
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res, das dem Kalenderjahr der Be-
endigung der Amtshandlung
folgt.“

9. In § 15 Abs. 1 Satz 1 werden die Wör-
ter „eins vom Hundert des auf hun-
dert“ durch die Angabe „einem Pro-
zent des auf 100“ ersetzt.

10. Sowohl in der Inhaltsübersicht als
auch in der Überschrift des § 19 wird
das Wort „Verjährung“ durch „Zah-
lungsverjährung“ ersetzt.

11. Nach § 23 wird als § 24 eingefügt:

„§ 24

Übergangsbestimmung

Für Amtshandlungen, die vom
Kostenschuldner vor dem 4. Juli 2018

beantragt oder angeregt wurden,
aber zu diesem Zeitpunkt noch nicht
beendet sind, ist dieses Gesetz in sei-
ner bis dahin geltenden Fassung wei-
ter anzuwenden, soweit dies für den
Kostenschuldner im Einzelfall günsti-
ger ist. Für Amtshandlungen, die von
dem Kostenschuldner vor dem 1. Ja-
nuar 2014 beantragt oder angeregt
und bis zum 31. Dezember 2017 be-
endet wurden, ist § 14 Abs. 3 mit der
Maßgabe anzuwenden, dass die Fest-
setzungsfrist nicht vor Ablauf des Ka-
lenderjahres 2019 endet.“

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der
Verkündung in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt.
Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen zu verkünden.

Wiesbaden, den 23. Juni 2018

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  

B o u f f i e r d e r  F i n a n z e n  

D r.  S c h ä f e r
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§ 1

Förderziel, Fördervolumen
und Fördervoraussetzungen

(1) Das Land fördert im Rahmen dieses
Gesetzes ab dem 1. Januar 2019 Investi-
tionen zur Schaffung und Modernisierung
von dauerhaftem bezahlbarem Wohn-
raum und von Unterkünften zur Unter-
bringung von Flüchtlingen in den Ge-
meinden und Landkreisen (Kommunen).

(2) Das Wohnrauminvestitionspro-
gramm umfasst ein Darlehensvolumen
von bis zu 257 000 000 Euro. Es wird in
voller Höhe durch vom Land Hessen zins-
verbilligte Darlehen der Wirtschafts- und
Infrastrukturbank Hessen (WIBank) ver-
geben.

(3) Die Darlehen werden nach Maßga-
be dieses Gesetzes sowie der Förderricht-
linie des für das Wohnungswesen zustän-
digen Ministeriums vergeben.

(4) Es sind nur Maßnahmen förderfä-
hig, die bis zum 31. Dezember 2025 be-
gonnen werden.

§ 2

Darlehensprogramm der WIBank

(1) Das Land bedient sich zur Finanzie-
rung und Umsetzung des Wohnraumin-
vestitionsprogramms der WIBank. Die für
das Wohnungswesen zuständige Ministe-
rin oder der hierfür zuständige Minister
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit
der für die Finanzen zuständigen Ministe-
rin oder dem hierfür zuständigen Minister
mit der WIBank eine Vereinbarung über
die Abwicklung des Wohnrauminvestiti-
onsprogramms zu schließen.

(2) Die Darlehen nach § 1 Abs. 2 ha-
ben eine Laufzeit bis zu 30 Jahren. Darle-
hensgeberin ist die WIBank, Darlehens-
nehmerin oder Darlehensnehmer ist die
Kommune oder der kommunalersetzende
Maßnahmenträger. Die Darlehenstilgung
obliegt der Kommune oder dem kommu-
nalersetzenden Maßnahmenträger. Die
Darlehenszinsen sowie möglicherweise
anfallende Bereitstellungszinsen für die
ersten 15 Jahre der Finanzierung trägt
das Land. Ab dem 16. Jahr trägt die Kom-

mune oder der kommunalersetzende
Maßnahmenträger die Zinsen. Das Nähe-
re regelt die Förderrichtlinie des für das
Wohnungswesen zuständigen Ministeri-
ums.

§ 3

Bewilligungsverfahren

(1) Bewilligungsstelle für die Darlehen
nach § 1 Abs. 2 ist das für das Wohnungs-
wesen zuständige Ministerium. Die Be-
willigungsstelle kann ihre Befugnisse auf
Dritte übertragen.

(2) Die Bewilligungsstelle entscheidet
über die Gewährung eines zinsverbillig-
ten Darlehens nach pflichtgemäßem Er-
messen im Rahmen des nach § 1 Abs. 2
vorgesehenen Darlehensvolumens und
der verfügbaren Haushaltsmittel.

(3) Ein Rechtsanspruch auf Gewäh-
rung eines Darlehens für eine bestimmte
Maßnahme besteht nicht.

§ 4

Bürgschaftsermächtigung

(1) Das für Finanzen zuständige Minis-
terium wird ermächtigt, eine globale Aus-
fallbürgschaft für alle Ansprüche, die der
WIBank aus den Darlehensverträgen
nach § 1 Abs. 2 mit einem Darlehensvolu-
men von insgesamt bis zu 257 000 000
Euro gegen die Darlehensnehmerinnen
und Darlehensnehmer zustehen, zu über-
nehmen.

(2) Das Land haftet aus der Bürgschaft
nach Abs. 1 insbesondere für Ausfälle, die
der WIBank an Kapital, Zinsen, Vorfällig-
keitsentgelten und -entschädigungen,
Nichtabnahmeentschädigungen, Ver-
zugsentschädigungen und notwendigen
Rechtsverfolgungskosten entstehen. Die
Bürgschaft erstreckt sich auch auf Ver-
bindlichkeiten aus Tilgungsstreckung, so-
weit diese mit dem Land abgestimmt ist.

§ 5

Anwendbarkeit anderer Vorschriften

(1) § 56 des Finanzausgleichsgesetzes
vom 23. Juli 2015 (GVBl. S. 298), geändert
durch Gesetz vom 25. November 2015
(GVBl. S. 414), findet keine Anwendung.

(2) Abweichend von § 103 Abs. 1 
Satz 1 der Hessischen Gemeindeordnung
dürfen auch Erhaltungsmaßnahmen und
Anschaffungen unabhängig von der Höhe
der Kosten mit Darlehen aufgrund dieses
Gesetzes finanziert und wie Investitionen
im Finanzhaushalt gebucht werden.

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz
zur Stärkung von Investitionen zur Schaffung von bezahlbarem Wohnraum 

durch ein Wohnrauminvestitionsprogramm 
(Wohnrauminvestitionsprogrammgesetz – WIPG)*)

Vom 23. Juni 2018

*) FFN 362-80



Nr. 13 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen – 3. Juli 2018 333

§ 6

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2019
in Kraft. Es tritt mit Ablauf des 31. De-
zember 2060 außer Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt.
Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen zu verkünden.

Wiesbaden, den 23. Juni 2018

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D i e  H e s s i s c h e  M i n i s t e r i n  

B o u f f i e r f ü r  U m w e l t ,  K l i m a s c h u t z ,
L a n d w i r t s c h a f t  u n d  
Ve r b r a u c h e r s c h u t z  

H i n z
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Die Hessische Landesregierung hat am
7. Mai 2018 gemäß Art. 104 Abs. 2 Satz 1
der Verfassung des Landes Hessen über
die Zuständigkeit der einzelnen Ministe-
rinnen und Minister beschlossen. Der
Landtag hat gemäß Art. 104 Abs. 2 Satz 2
der Verfassung des Landes Hessen am 
21. Juni 2018 von dem Beschluss Kenntnis
genommen. Die Änderung wird nachste-
hend veröffentlicht:

1. Der Beschluss über die Zuständigkeit
der einzelnen Ministerinnen und Mi-
nister nach Art. 104 Abs. 2 der Verfas-
sung des Landes Hessen vom 
18. März 2014 (GVBl. S. 82) wird wie
folgt geändert:

Abschnitt 3 (Geschäftsbereich des
Hessischen Ministers der Finanzen):

a) Nach Nr. 322 wird eine weitere
Zwischenüberschrift eingefügt:

„Beauftragte/r für E-Government
und Informationstechnologie / CIO“

b) Nach der Zwischenüberschrift aus
Punkt a) wird eine neue Nr. 323
eingefügt:

„323. Wahrnehmung der Funkti-
on eines Chief Information

Officers (CIO) bestehend
aus den Aufgaben:

Entwicklung und Umset-
zung der IT-Gesamtstrate-
gie des Landes im Bereich
der Verwaltungsdienstleis-
tungen; Vertretung des
Landes in verwaltungs-
übergreifenden IT-Gremien
wie dem IT-Pla nungs rat, IT-
Konsolidie rung und Festle-
gung einheitlicher Stan-
dards im Benehmen mit
den anderen Geschäftsbe-
reichen, IT-Unter stüt zung
von Prozessen sowie Koor-
dinierung des Ausbaus von
elektronischen Services für
Bürger und Wirtschaft“

c) Die bisherigen Nr. 323 bis 331
werden Nr. 324 bis 332.

2. Verbleiben in dem Verfahren der
Herstellung des Benehmens strittige
Fragen, kann das betroffene Ressort
den Kabinettausschuss Staatsmoder-
nisierung anrufen, der dann abschlie-
ßend entscheidet.

Beschluss
zur Änderung des Beschlusses über die Zuständigkeit der einzelnen 

Ministerinnen und Minister nach Art. 104 Abs. 2
der Verfassung des Landes Hessen*)

Vom 25. Juni 2018

Wiesbaden, den 25. Juni 2018

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t

B o u f f i e r

*) Ändert FFN 13-66
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